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Liebe Leserin,  
lieber Leser, 
falls die deutschen Fußballerinnen 
den Titel im WM-Auftakt holen, 
gibt‘s pro Spielerin 75.000 Euro - 
viel weniger als Männer bekämen. 
Dieser Gender Pay Gap gehört be-
seitigt und Barbara Klimke über-
schreibt ihren Beitrag in der SZ 
„Rebellinnen auf dem Rasen“. Eine 
Unterscheidung in Männer- und 
Frauensport lehnt sie ab. Im Fokus 
steht für sie nicht nur die Bezahlung, 
sondern die Akzeptanz. 

Unsere Ausgabe „Geschlechter-
gerechtigkeit“ trägt den Untertitel 
“Alle gleich - Alle anders“. Ob Sie 
dieses Fazit teilen?

In der inhaltlichen Ausgestaltung 
dieses Heftes steht der Fokus der 
Alleinerziehenden und ihrer - in 
besonderer Weise herausfordernden 
- Lebenswelt im Vordergrund.

Das Deutsche Jugendinstitut analy-
siert die jährlichen Veröffentlichun-
gen des Bundesamtes für Statistik 
zu den Alleinerziehendenhaushalten 
und leitet Handlungsempfehlungen 
ab. Geldleistung im Rahmen der 
Familienpolitik decken den Bedarf 
häufig nur unzureichend ab. Der 
Ausbau von Angeboten der Ganz-
tagsbetreuung, wie auch die Be-
messung von Aufwendungen für 

kulturelle und soziale Teilhabe, sind 
stärker zu berücksichtigen. 

Die Schaffung einer jeweils lan-
desweiten Fachstelle für Jungen 
und Männerarbeit ist für Matthias 
Becker, zusammen mit 16 weiteren 
Kollegen, ein wichtiger Baustein. 
Konsequent greift er verdrängte 
und zu oft belächelte Aspekte ge-
waltbetroffener Männer auf. Auch 
ein Anlass für das Sozialministeri-
um, sich mit dem Thema „Gewalt-
betroffene Männer“ auseinander-
zusetzen und Handlungsansätze zu 
erarbeiten.

Von Partnerinnen und Partnern aus-
gehende Gewalt in Beziehungen und 
daraus resultierende Konsequenzen 
spiegeln sich nicht nur in der Diskus-
sion der Konzeption und von Rah-
menbedingung von Frauenhäusern 
sondern greifen viel weiter.

Wohnungslosigkeit stellt in Deutsch-
land die extremste Form von Armut 
dar. Das Frauenobdach KARLA 51 
engagiert sich beispielhaft und skan-
dalisiert, dass „die Öffentlichkeit nur 
noch mit einem recht gleichgültigen 
Schulterzucken reagiert“. 

Bezahlbarer Wohnraum, eine Ver-
besserung des Nahverkehrs und die 
spürbare Anhebung von Hartz IV 
Sätzen für Kinder bis 18 Jahre sind 
konkrete Handlungsansätze.

Madame Courage, ein Projekt des 
SkF Landesverbands, engagiert sich 
im Bildungsbereich und entlastet 
alleinerziehende Studentinnen nicht 
nur wirtschaftlich.

„Wohlfahrt Intern“ überschrieb 
in der Mai Ausgabe 2019 einen 
Beitrag „Männer, weiß, studiert“. 
Hinterfragt wird, dass auch in der 
Wohlfahrtsverbänden überwiegend 
Männer die Spitzenfunktionen in-
nehaben. 

Geschlechtergerechtigkeit 

lebenslage und herausforderungen 
von alleinerziehenden eltern S.  3

Geschlechtsspezifische 
rollenzuschreibungen 
machen uns das leben schwer S.  6

an die Spitze! 
Frauen in Führungspositionen S.  8

alleinerziehende Frauen
in Wohnungsnot S. 11

Projekt Madame courage S. 13

Fachberatungsstellen, Notrufe und 
Frauenhäuser trotz höherer staatlicher 
Zuschüsse wieder unter Druck S. 15

karl-Buchrucker-Preis S. 18

70 Jahre Lag Ö/F S. 21
Die innovative kraft von Netzwerken S. 22

Mitgliedsorganisationen S. 25

Verbände müssen hier nicht bei null 
anfangen, so Margit Bernd, aber 
allein aus Gründen der Glaubwür-
digkeit im Kontext der vertretenen 
Forderung einer gleichberechtigten 
Teilhabe, gibt es Handlungsbedarf. 
Die Gleichstellung bleibt eine kon-
tinuierliche Aufgabe für die Orga-
nisation.

Den fehlenden Zwischenruf zu die-
ser Ausgabe bitten wir Sie, liebe Le-
serin, lieber Leser selbst zu denken.

Hendrik Lütke
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Lebenslage und Herausforderungen 
von alleinerziehenden Eltern
Jährlich veröffentlicht das Bundesamt für Statistik im 
Rahmen des Mikrozensus aktuelle Daten über Allein-
erziehendenhaushalte in Deutschland. Alleinerziehende 
sind demnach Mütter und Väter, die ohne Ehe- oder 
Lebenspartner bzw. -partnerin mit minderjährigen 
Kindern in einem Haushalt zusammenleben. Im Jahr 
2017 wurde ermittelt, dass 2,4 Millionen Kinder in 
Deutschland bei einem alleinerziehenden Elternteil 
lebten. Dies entspricht bundesweit etwa 19 Prozent der 
minderjährigen Kinder. In Bayern waren es im gleichen 
Jahr 289.000 Kinder, was etwa 16 Prozent der in Bay-
ern wohnhaften Minderjährigen ausmacht. Mit diesem 
Wert ist Bayern – zusammen mit Baden-Württemberg, 
Rheinland-Pfalz und Hessen – eines der Bundesländer 
mit dem geringsten Anteil an Alleinerziehendenhaus-
halten. Allerdings zeigen die Trendanalysen, dass der 
Anteil dieser Haushalte in der ganzen Republik stetig 
zunimmt.

Selten ist Verwitwung oder Geburt eines Kindes ohne 
Zusammenleben mit einem Partner der Grund für das 
Alleinerziehen. Meistens wachsen Kinder bei einem 
Elternteil in Folge einer Trennung bzw. Scheidung der 
Eltern auf. Nach den AID:A-Daten  des Deutschen 
Jugendinstituts wird bei etwa 95 Prozent der Schei-
dungen und Trennungen beschlossen, dass die Kinder 
überwiegend bei einem Elternteil wohnen (Residenz-
modell), während das sogenannte Wechselmodell, bei 
dem die Kinder in fast gleichem Umfang bei beiden 
Eltern abwechselnd wohnen, in nur etwa fünf Prozent 
der Fälle praktiziert wird. Grundsätzlich müssen auch 
nach der Trennung bzw. Scheidung beide Eltern für 
den Unterhalt ihrer Kinder aufkommen. Nach dem 
Residenzmodell hält sich das Kind überwiegend bei 
einem Elternteil auf, während der andere ein Umgangs-
recht erhält und Barunterhalt für das Kind leistet, da 
er nicht mit dem Kind zusammenlebt und somit einen 
geringeren Umfang der Betreuung bzw. Erziehung 
übernimmt. Das immer noch häufi gste Arrangement 
ist, dass das Kind seinen Lebensmittelpunkt bei seiner 
Mutter hat. Auch von den 209.000 in Bayern lebenden 
alleinerziehenden Eltern sind dementsprechend 84 
Prozent Mütter und nur 16 Prozent Väter. Im Gegen-
satz zu alleinerziehenden Müttern im Residenzmodell, 
die bisher im wissenschaftlichen Fokus stehen, liegen 
nur wenig differenzierte Forschungsergebnisse zu den 
Lebensumständen von Eltern im Wechselmodell und 
zu alleinerziehenden Vätern vor. 

Auch wenn die Kinder nach einer Trennung am häu-
fi gsten bei einem Elternteil, zumeist der Mutter, woh-
nen, betreuen und erziehen sie diese oft nicht wirklich 
allein. Den AID:A-Daten zur Folge haben zwei Drittel 
der getrenntlebenden Eltern ein gemeinsames Sorge-
recht, und etwa die Hälfte der Trennungskinder hat 
weiterhin häufi g Kontakt mit dem getrenntlebenden 
Elternteil (d.h. mindestens wöchentlich), während 
der Kontaktabbruch von Trennungseltern nur eine 
Minderheit der Kinder betrifft. Dennoch übernehmen 
alleinerziehende Mütter einen größeren Teil der Be-
treuungs- und Erziehungsaufgaben als Trennungsväter. 
Der im 2018 veröffentlichte Allensbach-Studie zu 
Trennungseltern zufolge wünscht sich etwa die Hälf-
te der Trennungseltern, in der Regel die Väter, eine 
gleichmäßige Aufteilung der Kinderbetreuung. Vor 
allem die wenig beteiligten Trennungsväter sind mit 
der Aufteilung ihrer Kinderbetreuung am geringsten 
zufrieden. 
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Insgesamt ist die Erwerbstätigkeit der Mütter seit Jah-
ren kontinuierlich gestiegen, das trifft auch auf alleiner-
ziehende Mütter zu. Neben der insgesamt wachsenden 
Erwerbsmotivation von Müttern stehen alleinerziehen-
de Mütter häufi g unter starkem fi nanziellem Druck. Mit 
der Unterhaltsreform im Jahr 2008 wurden strengere 
Kriterien für die Bemessung der Erwerbsobliegenheit 
bei der Betreuung von Kleinkindern eingeführt, so 
dass Frauen bereits nach dem dritten Geburtstag des 
jüngsten Kindes eine Erwerbstätigkeit aufnehmen und 
den eigenen Unterhalt selbst bestreiten müssen. Dies 
zeigt sich vor allem darin, dass die Erwerbstätigenquote 
alleinerziehender Mütter zwar nur unwesentlich höher 
ist als die der Mütter in Paarhaushalten, der Anteil der 
Vollzeiterwerbstätigen in erstgenannter Gruppe jedoch 
deutlich höher ausfällt. In Bayern arbeiteten im Jahr 
2017 40 Prozent der erwerbstätigen alleinerziehenden 
Mütter in Vollzeit. Damit ist der Anteil doppelt so hoch 
wie bei verheirateten Müttern mit 22 Prozent und auch 
höher als der der Mütter in nichtehelichen Lebensge-
meinschaften, welcher bei 31 Prozent liegt. 

Trotz der recht hohen Erwerbsbeteiligung ist die fi nan-
zielle Lage der alleinerziehenden Mütter oft prekär. 
Die Gründe dafür sind vielschichtig: 
Erstens müssen Alleinerziehende den Lebensunterhalt 
der Familie überwiegend allein bestreiten, falls das 
den Kindern zuzurechnende Einkommen, wie Kinder-
geld oder Unterhaltszahlungen, nicht bedarfsdeckend 
ist. Gleichzeitig sie ihr Erwerbspotenzial durch die 

Betreuungs- und Erziehungspfl ichten, insbesonde-
re bei kleinen Kindern, nur begrenzt nutzen. Ihre 
Einkommenssituation ist meist ungünstiger als bei 
Paarfamilien, denn heutzutage gehen beide Partner 
der Paarfamilien mehrheitlich einer Erwerbstätigkeit 
nach. Hinzu kommt, dass alleinerziehende Mütter zum 
Teil keine oder nur unregelmäßigen Barunterhalts-
zahlungen des Ex-Partners für die Kinder erhalten. 
Alleinerziehende Mütter sind folglich in höherem Aus-
maß armutsgefährdet und häufi g auf sozialstaatliche 
Leistungen angewiesen, sowohl im jüngeren als auch 
im fortgeschrittenen Alter. Nach der Erhebung LEBEN 
IN EUROPA waren im Jahr 2016 33 Prozent der Per-
sonen Alleinerziehenden Haushalten in Deutschland 
armutsgefährdet, im Vergleich zu 2011 ist die Quote 
rückläufi g. Dennoch lag sie weit über der Quote bei 
den Personen in Paarhaushalten von zwei Erwachsenen 
mit Kind(ern), die 11 Prozent betrug. 

Nach der Auswertung der DJI-Kinderbetreuungsstudie 
weisen alleinerziehende Mütter bei einer gleichen 
haushaltsbezogenen Erwerbsintensität eine höhere 
Armutsquote auf als Paarfamilien. Selbst wenn sie 
einer Vollzeiterwerbstätigkeit nachgehen, trifft dies 
zu, wenn man ihr Risiko mit dem von Paarfamilien, in 
denen beiden Partner in Vollzeit tätig sind, vergleicht. 
Das kann darauf hindeuten, dass Geldleistungen im 
Rahmen der Familienpolitik den Bedarf der alleinerzie-
henden Haushalte häufi g nur unzureichend abdecken, 
insbesondere für bedürftige Familien. Im Hinblick auf 
das Existenzminimum und die kulturellen und sozialen 
Teilhabechancen werden die derzeitigen Regelleistun-
gen in der Grundsicherung und den von unterhalts-
pfl ichtigen Elternteilen zu zahlende Barunterhalt von 
vielen Expert*innen für zu niedrig erachtet.

Nicht zuletzt spielen Bildung und Qualifi kation eine 
zentrale Rolle für die Chancen auf eine dauerhafte Inte-
gration in den Arbeitsmarkt und die fi nanzielle Absiche-
rung von Alleinerziehenden. Nach den aktuellen Mikro-
zensusdaten verfügen 19 Prozent der alleinerziehenden 
Mütter über einen akademischen Abschluss oder einen 
Meister-, Techniker- oder Fachschulabschluss und 
58 Prozent über einen Berufsabschluss und/oder das 
Abitur. Das bedeutet, dass ein überwiegender Teil der 
alleinerziehenden Mütter berufsqualifi ziert ist. Auf der 
anderen Seite liegt der Anteil der Niedrigqualifi zierten 
(ohne berufl ichen Abschluss) unter alleinerziehenden 
Müttern bei 23 Prozent. Der Vergleichswert bei Müttern 
in Paarhaushalten fällt mit nur 15 Prozent wesentlich 
niedriger aus. Während infolge der Bildungsexpansion 
der vergangenen Jahrzehnte Frauen heute insgesamt 
wesentlich besser ausgebildet sind, hat der Anteil der 
niedrigqualifi zierten Frauen unter den Alleinerziehen-

Foto: freepik  
alexeyzhilkin
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den nur langsam abgenommen. Dadurch hat sich die 
relative Position der Alleinerziehenden im Vergleich 
zu Eltern in Paarhaushalten auf dem Arbeitsmarkt über 
die Zeit verschlechtert. 

Um die Situation der Alleinerziehendenhaushalte zu ver-
bessern, halten wir mehrere Maßnahmen für notwendig. 
Angesichts der mehrfachen Anforderungen an alleiner-
ziehende Eltern, die eine absichernde Erwerbsarbeit für 
den Familienunterhalt und die Betreuung und Erziehung 
ihrer Kinder in Einklang bringen müssen, ist ein Ausbau 
der Angebote für Ganztagsbetreuung, die die berufsbe-
dingten Betreuungsbedarfe vor allem alleinerziehender 
Eltern berücksichtigen, notwendig. Auch ein erhöhtes 
Betreuungsengagement durch die Trennungsväter kann 
dies nicht immer ausgleichen. Die Tatsache, dass gerade 
bei Kindern unter sechs Jahren alleinerziehende Mütter 
seltener einer Erwerbstätigkeit nachgehen als Mütter 
in Paarhaushalten, kann auf vergleichsweise größere 
Erwerbshemmnisse bei alleinerziehenden Müttern mit 
kleinen Kindern zurückgeführt werden. Auch der Aus-
bau von Ganztagschulen kann dabei unterstützen, eine 
adäquate Erwerbstätigkeit anzunehmen. 

Des Weiteren müssen die Geldleistungen der Familien- 
und Sozialpolitik den besonderen Bedarf der Kinder 
in alleinerziehenden Familien besser berücksichtigen 
als bisher. Beispielsweise soll die Bemessung des Ba-
runterhalts nicht nur das Existenzminimum der Kinder 
decken, sondern auch Aufwendungen für kulturelle und 
soziale Teilhabe stärker berücksichtigen. Weil die Kin-
derunterhaltsleistungen oft von barunterhaltpfl ichtigen 
Elternteilen nicht oder nur in Teilen gezahlt werden, 
ist der Unterhaltvorschuss für die wirtschaftliche 
Situation der Alleinerziehendenhaushalte von großer 
Bedeutung und mindert ihr Armutsrisiko. Allerdings 
sind die entsprechenden Regelungen mit dem Kinder-
unterhaltsrecht nicht konsistent. Dass die Befristung 

Dr. Christina Boll
Deutsches Jugendinstitut (DJi)

leiterin abteilung Familie und Familienpolitik
email: boll@dji.de

Dr. Laura Castiglioni
Dipl. Politikwissenschaften
Fachgruppenleitung (DJi)
email: castiglioni@dji.de

Dr. Shih-cheng Lien 
Deutsches Jugendinstitut 

Wissenschaftliche referentin
email: lien@dji.de

und die Altersgrenze im Unterhaltsvorschuss im Jahr 
2017 aufgehoben wurden, war bereits ein wichtiger 
Schritt in die richtige Richtung. Nachbesserungsbedarf 
gibt es nach wie vor an verschiedenen Stellen: die Ver-
rechnung mit anderen staatlichen Transferleistungen 
und die Einkommensgrenze sollten gestrichen und die 
Anspruchsdauer bis Ende der ersten Berufsausbildung 
erweitert werden. 

Auch im Hinblick auf Bildung und Qualifikation 
besteht besonderer Unterstützungsbedarf für Allein-
erziehende. Um die Chancen auf dem Arbeitsmarkt 
zu verbessern, ist für viele Alleinerziehende eine 
gelingende Berufsausbildung, ein Studium oder eine 
Umschulung notwendig. Dabei können Maßnahmen 
wie Teilzeitberufsausbildung und Teilzeitstudium für 
die notwendige Vereinbarkeit von Ausbildung bzw. 
Studium und Familie sorgen. Auch eine familienge-
rechte Infrastruktur an den Hochschulen kommt den 
Studierenden mit Kindern zugute. Vor dem Hinter-
grund des Fachkräftemangels auch in Bayern erscheint 
es wichtig, dass durch die Unterstützung von Betrieben 
und Staat für Eltern in Berufsausbildung, Umschulung 
oder bei einem Studium das Potenzial für qualifi zierte 
Arbeitskräfte in den Regionen ausgebaut wird. 

Außerdem haben Trennungseltern überwiegend ein 
gemeinsames Sorgerecht. Ein respektvoller Umgang 
und eine vertrauensvolle Zusammenarbeit zwischen 
den getrenntlebenden Eltern sind nicht immer ge-
geben. Konfl ikte zwischen den Eltern sind nicht nur 
für diese, sondern auch für die Kinder belastend. Um 
diese Konfl ikte zu bewältigen und neue Perspektiven 
aufzubauen, ist die Unterstützung von Eltern durch 
Beratung, Mediation und Elternkurse in vielen Fällen 
notwendig. Hierbei müssen Mütter und Väter vor allem 
in ihrer Elternrolle und der Ko-Elternschaft 
unterstützt werden.
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Geschlechtsspezifische rollenzuschreibungen machen uns 
das leben schwer –  besonders Jungen und Männern
Das Patriarchat unterdrückt nicht nur Frauen, sondern 
auch Männer. Es bedarf daher einer Lobby für Jungen 
und Männer die Öffentlichkeit und Politik über ihre 
Schwierigkeiten und Anliegen sensibilisiert und in-
formiert. Um dem Bedarf gerecht zu werden, wären 
flächendeckende Beratungs- und Unterstützungsange-
bote für Jungen und Männer wichtig.

Es ist ein Umdenken notwendig in der Gleichstel-
lungsarbeit. Männer müssen zum einen als direkte 
Adressaten von Gleichstellung begriffen werden, die 
nicht nur indirekt von der Gleichstellungarbeit für 
Frauen betroffen sind. Zum anderen müssen Männer 
mit ihren Anliegen und Bedarfen aktive Akteure der 
Gleichstellungspolitik werden.

Darum hat Matthias Becker, Ansprechpartner für 
Männer bei der Stadt Nürnberg, im Februar dieses 
Jahres zusammen mit 16 weiteren Kollegen die Lan-
desarbeitsgemeinschaft Jungen- und Männerarbeit 
Bayern e.V. gründete. Mit dem stetig wachsenden 
landesweiten Netzwerk soll die Arbeit gebündelt und 
Jungen, Männern und Vätern eine politische Lobby 
gegeben werden. „Wir wollen ein Sprachrohr für Jun-
gen und Männer sein und Politik und Öffentlichkeit 
für deren Belange sensibilisieren“, so steht es in den 
Zielen des Vereins.

Wo findet ein Mann, der partnerschaftliche Gewalt 
erleidet und sich schämt, Hilfe? Mit wem berät sich 
ein von seiner Frau getrennter Vater, wie er einen guten 
Kontakt zu seinem Kind aufrechterhalten kann? Wohin 
wendet sich ein 17-Jähriger, der homosexuell ist, sich 
noch nicht geoutet hat und gemobbt wird?

Drei exemplarische Lebenssituationen, in 
denen Männer Diskriminierungen erfahren.
Beispiel häusliche bzw. partnerschaftliche Gewalt:  
Obwohl in knapp 20 Prozent der Fälle Männer die 
Opfer in diesem Deliktbereich sind, wird das Thema 
Männer in der Opferrolle tabuisiert. Männer haben 
zusätzlich die Angst, dass ihre Männlichkeit grundsätz-
lich in Frage gestellt wird, wenn sie sich offenbaren 
und Hilfe suchen. Abgesehen davon, dass viele gar 
nicht wissen wohin sie sich wenden können.

Frauen können in solchen Fällen Frauenberatungs-
stellen kontaktieren oder in Frauenhäusern Schutz 
suchen, es gibt aber keine Männerberatungsstellen und 
Männerschutzwohnungen.

Beispiel gemeinsames Sorgerecht für Kinder: Das gibt 
es nur für verheiratete Eltern. Ledige Väter müssen es 
vor Gericht beantragen oder im schlechtesten Fall lang-
wierig und mühsam erstreiten, wenn die Mutter einem 
gemeinsamen Sorgerecht nicht freiwillig zustimmt.

Es ist nicht mehr gesellschaftsadäquat, dass Mütter 
automatisch das alleinige Sorgerecht erhalten, wenn 
sie nicht mit dem Vater des Kindes verheiratet sind. 
Wollen Väter das Sorgerecht einfordern, sehen sie sich 
bei Behörden oder Gerichten oft der Situation ausge-
setzt, dass sie begründen sollen, warum es für das Kind 
besser sei, wenn sie sich an der Erziehung beteiligen. 
Begründet werden müsste doch vielmehr, warum ein 
Vater das Sorgerecht nicht bekommen soll. Dies wäre 
eigentlich nur bei akuter Kindeswohlgefährdung gege-
ben. Das ist eine rechtliche Ungleichstellung, die vor 
allem dann schwierig wird, wenn sich das Paar trennt.

Scheitern Ehen, Partnerschaften, Familien, erleben 
Männer das häufig als Niederlage. Typische Fälle aus 
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Praxis sind Männer, die Angst haben, an Status und 
Ansehen zu verlieren, weil gesagt werde: „Du kannst 
nicht für deine Familie sorgen, du schaffst es nicht sie 
zusammenzuhalten.

Da schlagen die gesellschaftlichen Rollenklischees, 
die Platzanweiser und die eigenen und fremden Er-
wartungshaltungen zu. Männer defi nieren sich selbst 
meist über ihre berufliche Stellung Geld, Macht, 
Ansehen) und ihre körperliche Stärke (Leistung) und 
versuchen so oft ein Leben lang, die an sie gestellten 
gesellschaftlichen Erwartungen zu erfüllen. Das Ste-
reotyp ist der Mann als Familienernährer, Beschützer 
und Erklärer der Welt.

Männer bauen sich ihr Leben, ihre Identität wie eine 
Pyramide auf. Arbeit, körperliche Stärke, Familie, 
Beziehung..., wenn dann daraus ein Lebensbereich 
herausbricht gerät das gesamte Gebilde in Schräglage.

Eine weitere Rollenbegrenzung: Ein Mann der in 
Teilzeit arbeitet. Darauf reagieren viele mit Unver-
ständnis, weil es das Modell in vielen Köpfen nicht 
gibt. Häufi g gestellte Fragen dazu sind: Was machen 
Sie sonst noch? Können Sie davon leben? Eine Frau 
würde man das nicht fragen.

Der Mann muss die Familie ernähren, Teilzeitjobs pas-
sen zu dieser Vorstellung nicht und werden von vielen 
anderen Männern belächelt. Gerade jüngere Männer 
wollen das aber anders leben und gestalten.

Männliche Sozialisation und Rollenerwartung führt bei 
jungen Männern häufi g zu einer eher unachtsameren 
und ungesünderen Lebensweise. Es muss alles funk-
tionieren, man muss Kraft und Stärke haben und zei-
gen. So wird an präventive Gesundheitsvorsorge kein 
Gedanke verschwendet. Psychische Krankheiten sind 
vorgesehen, allenfalls „Burn-Out“. Dagegen steht, dass 
Jungen und junge Männer von Suiziden drei bis viermal 
häufi ger betroffen sind als gleichaltrige Frauen. Männer 
haben am Ende eine deutlich kürzere Lebenserwartung 
als Frauen. In Deutschland beträgt die Differenz durch-
schnittlich knapp fünf Jahre. Die ungleiche Lebenser-
wartung bedeutet auf ein Jahr umgerechnet, dass die 
Männer schon am 9. Dezember sterben würden und 
Weihnachten ohne die Männer stattfi ndet. Das gesamte 
Thema Männergesundheit ist ein sehr wichtiges bisher 
viel zu wenig beachtetes Gebiet.

Strukturelle Benachteiligungen von Männern sind 
in vielen gesellschaftlichen Bereichen zu entdecken. 
Beispiel männliche Erzieher: Sie stehen immer noch 
oft unter dem Generalverdacht, pädophil oder homo-
sexuell zu sein. Diese Zuschreibungen kommen von 
außen, von Gesellschaft und Elternschaft.

Einige Träger von Kindertagesstätten haben dahinge-

hend reagiert, dass sie entweder gar keine Männer mehr 
in der Kinderkrippe oder Kindergarten anstellen oder 
dass die männlichen Erzieher Kinder nicht alleine wi-
ckeln dürfen. Das ist Diskriminierung nach Geschlecht. 
Das ist rechtlich unzulässig.

Auch und gerade für Jungen vom Kindergarten über die 
Schule bis zur Jugendarbeit ist es heute entscheidend 
geschlechtsspezifi sche Angebote und pädagogische 
Begleitung zu bekommen. Schon im Kindergarten 
muss darauf geachtet werden, nicht die Geschlechters-
tereotype zu bedienen und zu verfestigen, die zu einer 
Einschränkung der individuellen Gestaltungs- und 
Handlungsfreiheit führen. Im Kontext von Schule ist 
ein neuer geschlechtsdifferenzierter Blick notwendig, 
der entsprechend fördert und fordert. Dies bedeutet eine 
tatsächlich kompetenzorientriete individuelle Wahrneh-
mung und andere Angebote bzw. Unterrichtsformen. 

Bei den Angeboten der Jugendarbeit – sowohl der 
offenen als auch der verbandlichen – braucht es ver-
bindliche geschlechtsbewusste pädagogische Angebo-
te. Dies ist nach dem SGB VIII auch eine gesetzliche 
Pfl ichtaufgabe in der Kinder- und Jugendhilfe.

Die dargestellten Punkte und Bereichen machen deut-
lich, dass eine landesweite Fachstelle für Jungen- und 
Männerarbeit nötig ist, die zum einen für die fachlichen 
Standards und Qualifi zierung zuständig ist und zum an-
deren den fl ächendeckenden Aufbau von Jungenarbeit 
und Männerberatung in Bayern koordiniert begleitet.

Bei der Arbeit für Männer geht es aber nicht darum, ge-
gen Frauen zu arbeiten oder dort etwas wegzunehmen, 
sondern im Gegenteil um ein gelingendes Miteinander. 
Gleichstellungsarbeit und -politik kann nur gelingen, 
wenn alle Geschlechter gleichberechtigt mit ihren 
Anliegen und Bedürfnissen berücksichtigt werden und 
sie aufgrund ihres Geschlechts weder bevorzugt noch 
benachteiligt werden.

Matthias Becker
Diplom Sozialpädagoge (Fh))
ansprechpartner für Männer - Stadt Nürnberg
Stabstelle Menschenrechtsbüro und Frauenbeauftragte
email: matthias.becker@stadt.nuernberg.de 

www.ansprechpartner-maenner.nuernberg.de

GeSchlechterGerecht iGke it
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An die Spitze! 
Frauen in Führungspositionen – 

eine strategische Herausforderung 
der Wohlfahrtspflege jetzt

„Männlich, weiß, studiert“, so betitelt die Zeitschrift 
Wohlfahrt Intern, die bislang nicht durch einen be-
sonders kritischen geschlechterpolitischen Diskurs 
aufgefallen ist, in ihrer Ausgabe vom Mai 2019 
einen ihrer Beiträge. Das Editorial ist mit „Unter 
Männern“ überschrieben. Hinterfragt wird, dass 
auch in den Wohlfahrtsverbänden und bei sozialen 
Trägern überwiegend Männer die Spitzenfunktionen 
innehaben. Und das in einem Arbeitsfeld, das stark 
von weiblichen Beschäftigten dominiert ist. Frauen 
sind im Verhältnis zu ihrem Anteil an den Beschäf-
tigten in den Positionen mit hohem Gestaltungs- und 
Einfl ussmöglichkeiten, Status und Einkommen stark 
unterrepräsentiert. Als Ausnahme unter den Wohl-
fahrtsverbänden wird der Paritätische auf Verband-
sebene insofern beschrieben, als dass die Hälfte der 
hauptamtlichen Verbandsspitzen der Landesverbände 
weiblich ist.

Ein Thema für Politik, Wirtschaft 
und Kirche, aber nicht für die 
Wohlfahrtspflege?

Ist das Thema Geschlechtergerechtigkeit und Gleich-
stellung von Frauen und Männern nun (wieder) als 
diskursrelevant in der Wohlfahrtspfl ege angekommen? 
Vielleicht. In jedem Fall befi ndet sich die Diskussion 
im Unterschied zu anderen gesellschaftlichen Berei-
chen, in denen der ungleiche Zugang von Frauen und 
Männern zu Führungsfunktionen seit geraumer Zeit im 
Fokus der öffentlichen Aufmerksamkeit steht, sichtbar 
und gemeinsam geführt als strategische Auseinander-
setzung in diesem Feld erst am Anfang.

In der Privatwirtschaft und der Politik und aktuell in 
der katholischen Kirche richtet sich das öffentliche 
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Interesse auf die eklatante Unterrepräsentanz von 
Frauen in Schlüsselpositionen. Über die erforderli-
chen Strategien, wie der Frauenanteil in den oberen 
Führungsetagen der großen Unternehmen erhöht 
werden kann, beispielsweise durch die Einführung von 
verbindlichen Quotenregelungen, wird heftig und kon-
trovers gestritten. In der Politik ist mit der Forderung 
nach einem Parité-Gesetz, das den Frauenanteil in den 
Parlamenten erhöhen soll, eine neue Nachdrücklichkeit 
in die Auseinandersetzung eingezogen. Die Debatte 
bringt die politischen Parteien unter Handlungsdruck. 
Verfolgt man die Berichterstattung, ist Ungeduld 
spürbar, dass sich der Fortschritt lediglich in Trippel-
schritten vollzieht. Wirksamere und verbindlichere 
Maßnahmen werden gefordert.

Im und um das Segment der Wohlfahrtspflege, der 
sozialen und gesundheitsbezogenen Berufe, ist es zu 
dieser Frage hingegen erstaunlich ruhig. Und dies, 
obwohl die Freie Wohlfahrtspflege zu den größten 
Arbeitgebern in Deutschland gehört. Das mangelnde 
Interesse mag u.a. daran liegen, dass gesellschaftlich 
insgesamt kaum eine Vorstellung davon existiert, dass 
soziale Dienstleistungen in professionellen Organi-
sations- und Führungsstrukturen erbracht werden. In 
der Wahrnehmung dominiert das Bild der Engagierten 
mit Herz. Attraktive und wichtige Führungspositionen 
werden mit Leitungsfunktionen in der Wirtschaft, aber 
nicht mit dem sozialen Sektor assoziiert. 

Insofern ist es fast folgerichtig, dass der Sozial- und 
Gesundheitssektor trotz der hohen quantitativen Be-
deutung als Arbeitsmarktsegment für Frauen gleich-
stellungspolitisch nicht im öffentlichen Interesse steht. 

Warum wir einen offensiveren 
geschlechterpolitischen Diskurs  
in der Wohlfahrtspflege brauchen 

Die mangelnde öffentliche Aufmerksamkeit entlässt 
uns als Verantwortliche jedoch nicht aus der Pflicht 
zu handeln. Die Notwendigkeit, den geschlechterpo-
litischen Diskurs in der Wohlfahrtspflege offensiver 
aufzunehmen, besteht im Hinblick auf das ungleiche 
Verhältnis von Frauen und Männern in Führungspo-
sitionen aus zwei Gründen:

n Erstens kann der ungleiche Zugang von Frauen 
und Männern zu wichtigen Entscheidungsfunk-
tionen in einem gesellschaftlichen Feld, das sich 
im Besonderen für die gleichberechtigte Teilhabe 
aller Menschen einsetzt, allein aus Gründen der 
Glaubwürdigkeit nicht akzeptiert werden. Ein ge-
sellschaftliches Segment, das sich werteorientiert 

für die Chancengleichheit aller Menschen einsetzt, 
muss sich daran messen lassen, dass es die Gleich-
berechtigung von Frauen und Männern in den 
eigenen Strukturen umsetzt. Eine selbstkritische 
Debatte steht uns also gut zu Gesicht. Auch wenn 
es vielleicht mancher und manche nicht (mehr) 
hören mag. 

n Zweitens ist die Gewinnung von Frauen für 
Führungsfunktionen eine personalpolitische Not-
wendigkeit. Um den Bedarf an qualifizierten Füh-
rungskräften auf allen Ebenen in Zukunft decken 
zu können, ist es dringend geboten, Frauen als 
potenzielle Führungskräfte strategisch zu adres-
sieren. In den nächsten Jahren geht die Generation 
der Babyboomer in den Ruhestand, davon viele 
Männer in den oberen Führungsebenen. In der 
Folge wird sich nicht nur der Fachkräftemangel 
noch mehr verschärfen. Es werden gleichzeitig 
viele Führungsfunktionen auf allen Ebenen neu 
zu besetzen sein. Während der Fachkräftemangel 
ganz oben auf der Agenda der Wohlfahrtsverbände 
und Träger steht und breit diskutiert wird, ist die 
Herausforderung, für Führungsfunktionen geeig-
nete Nachfolger*innen zu gewinnen, strategisch 
noch nicht mit der gleichen Dringlichkeit im 
Blick. 

Die Gleichstellungsstrategie  
des Paritätischen in Bayern

Wohlfahrtsverbände und soziale Träger müssen nicht 
bei null anfangen, wenn es darum geht, Frauen mit 
strategischen Maßnahmen für Führungsaufgaben zu 
gewinnen. 

Im Nachhall der Forderungen der Neuen Frauenbe-
wegung haben alle Wohlfahrtsverbände insbesondere 
seit den 1990er Jahren Gleichstellungskonzepte und 
Förderprogramme für Frauen eingeführt, die das Ziel 
hatten und haben, den Frauenanteil in Führungs- und 
Leitungsfunktionen zu fördern. Zugleich war dieses 
Jahrzehnt geprägt von der Ökonomisierung Sozialer 
Arbeit, die einherging mit der Implementierung von 
Sozialmanagementkonzepten. Professionelle Führung 
und Leitung gewannen an Bedeutung und Personalent-
wicklungskonzepte hielten Einzug. Daran kann und 
sollte angeknüpft werden.

Im Paritätischen in Bayern haben die seit den 1990er 
Jahren auf den Weg gebrachten gleichstellungspo-
litischen Maßnahmen erfolgreich gewirkt: Der Ver-
bandsrat als Aufsichts- und Beratungsgremium für den 
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hauptamtlichen Vorstand ist paritätisch mit Frauen und 
Männern besetzt. Gleiches gilt für den zweiköpfi gen 
Vorstand. Fünf von sechs Geschäftsführungen der 
regionalen Bezirksverbände sind Frauen und bei den 
Tochtergesellschaften haben ebenfalls überwiegend 
Frauen die Geschäftsführung inne. Um diesen Stand 
zu erreichen, wurden seit den 1990er Jahren eine Reihe 
von Maßnahmen auf unterschiedlichen Handlungsebe-
nen umgesetzt, z.B.:

n 1994 verabschiedete der damals noch ehrenamtli-
che Vorstand ein „Konzept zur Gleichstellung von 
Frauen und Männern im Paritätischen in Bayern 
– Analyse und Maßnahmenkatalog“, das u.a. die 
Förderung von Frauen in Führungsfunktionen zum 
Ziel hatte. Es wurde eine Frauenbeauftragte bestellt 
sowie ein Vorstandsausschuss Chancengleichheit 
von Frauen und Männern eingerichtet, um die 
Entwicklungen zu begleiten. 

n 2005 wurden nach einem zweijährigen Gender-
Mainstreaming-Prozess unter Beteiligung der 
Fach- und Führungskräfte in der mitgliederbe-
zogenen Spitzenverbandstätigkeit „Eckpunkte 
einer genderorientierten Personalentwicklung im 
Paritätischen in Bayern“ verabschiedet. 

n In der Satzung des Paritätischen in Bayern wurde 
2010 das Prinzip des Gender Mainstreaming als 
handlungsleitendes Prinzip aufgenommen sowie 
die paritätische Besetzung von Vorstand und Ver-
bandrat als Sollvorschrift.

n 2012 und 2014 beteiligte sich der Verband am 
Programm Logib-D – Lohngleichheit im Betrieb 
Deutschland (Vergütungsstrukturanalyse nach 
Geschlecht).

Wir brauchen einen strukturellen und 
kulturellen Wandel in den Organisationen

Dass Frauen im Paritätischen in Bayern Führungsauf-
gaben auf allen Ebenen wahrnehmen, ist inzwischen 
selbstverständlich. Und dennoch bedarf es weiterhin 
der kontinuierlichen Refl exion der Kultur und Struktu-
ren, um das Erreichte zu erhalten. Neue Mitarbeitende 
kommen oftmals aus Organisationen und Strukturen 
mit einem anderen geschlechterpolitischen Selbstver-
ständnis, so dass immer wieder eine Verständigung 
über den gleichstellungspolitischen Standard im Ver-
band herbeigeführt werden muss. Gleichstellung bleibt 
eine kontinuierliche Aufgabe für die Organisation. 
Die Erfahrungen im Paritätischen in Bayern aus über 

Margit Berndl
Vorstand Verbands- und Sozialpolitik
Der Paritätische in Bayern 
email: Margit.Berndl@paritaet-bayern.de

25 Jahren verbandlicher Gleichstellungsarbeit haben 
vor allem gezeigt, dass es erforderlich ist, die Pers-
pektive zu ändern. Frauenförderprogramme, die allein 
Frauen adressieren, ohne zugleich die bestehenden 
männlich geprägten Strukturen, Verhaltensnormen und 
Vorstellungen von Führung in Frage zu stellen, greifen 
zu kurz. Um ausreichend Frauen für Führungsaufgaben 
gewinnen zu können, ist ein umfassender Verände-
rungsprozess der Organisation selbst erforderlich: 
Dazu gehören veränderte Führungsmodelle, wie z.B. 
Führung in Teilzeit, fl exible Arbeitszeitgestaltung, 
mobile Arbeitsformen, eine Haltung, die familiäre 
Verpfl ichtungen nicht als Karrierehindernis wegen 
einer unterstellten mangelnden Einsatzbereitschaft 
betrachtet, etc.. 

Die Organisation und ihre Kultur so zu entwickeln, 
damit deutlich mehr Frauen sich mit ihren Lebens-
entwürfen und ihren Vorstellungen von Leitung und 
Gestaltung eingeladen sehen, herausgehobene Funk-
tionen zu übernehmen, bedeutet eine umfassende 
Organisationsentwicklungsstrategie auf den Weg zu 
bringen. Es bedeutet, sich auf einen langen Prozess 
einzulassen, von dessen Ergebnis auch Männer pro-
fi tieren. Für die Personalgewinnung ist dies insofern 
relevant, als dass eine Generation von jungen Män-
nern heranwächst, die mehr Zeit mit ihrer Familie 
verbringen möchte und die nicht mehr bereit ist, 
ihr komplettes Privatleben der berufl ichen Karriere 
unterzuordnen.
 
Zu einem solchen Prozess der Organisationsentwick-
lung gibt es letztlich keine Alternative, wenn die 
Wohlfahrtspfl ege erstens ihrem Anspruch auf Chan-
cengleichheit - von Frauen und Männern -  in ihren 
eigenen Strukturen gerecht werden möchte und wenn 
sie zweitens in Zukunft in der Lage sein möchte, die 
Führungsfunktionen in ausreichender Zahl 
qualifi ziert zu besetzen.
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Alleinerziehende Frauen in Wohnungsnot

Das Frauenobdach KARLA 51 in München nimmt 
seit knapp 23 Jahren akut wohnungslose Frauen mit 
und ohne Kinder auf. Aufnahmen können rund um die 
Uhr, an jedem Tag im Jahr, erfolgen. Jährlich werden 
um die 200 Frauen in 55 Einzelzimmern beherbergt, 
die nach dem Clearing schnellstmöglich in adäquate 
Nachfolgeeinrichtungen – oder bestenfalls in eigenen 
Wohnraum – vermittelt werden sollen.

Bis vor zehn Jahren waren Frauen mit Kindern in der 
Obdachlosigkeit eher eine Ausnahmeerscheinung. Pro 
Jahr wurden vier bis fünf Kinder im Haus registriert. 
Seitdem steigt der Anteil der wohnungslosen Mütter, 
die ein Obdach suchen, kontinuierlich an und wir 
müssen bis zu 40 Kinder pro Jahr mit ihren Müttern 
beherbergen. Der Anteil an schwangeren Frauen in 
Wohnungsnot steigt ebenfalls deutlich. Immer häufiger 
erreichen uns auch Anfragen von Landkreisen und 
Gemeinden außerhalb Münchens, die keine Unter-
bringungsmöglichkeit für die bei ihnen wohnungslos 
gewordenen Frauen und Mütter mit Kindern haben. 
Im Jahr 2018 waren es über 100 Anfragen – von 
Fürstenfeldbruck über Miesbach, Erding, Freising bis 
nach Rosenheim steigt die Quote der wohnungslosen 
Frauen mit und ohne Kinder an. 

Die Gründe für die Wohnungsnot von alleinerziehen-

den Frauen sind vielfältig: Nach der Trennung vom 
Partner beispielsweise kann die Miete nicht mehr 
gezahlt werden, Mietschulden und Zwangsräumung 
folgen. Gewalt in einer Beziehung spielt ebenfalls 
eine große Rolle: Frauen flüchten aus der Partnerschaft 
und sind nach dem Aufenthalt in einem Frauenhaus 
wohnungslos. Oder die Mietkosten liegen deutlich 
über dem bei Hartz IV bewilligten Satz; Frauen mit 
Kindern finden aufgrund des unzureichenden Kin-
debetreuungsangebotes in der Regel nur schlecht 
bezahlte Teilzeitbeschäftigungen und können damit 
keine Mietkosten finanzieren. 

Vermieter haben in Bayern eine riesige Auswahl an 
BewerberInnen: Alleinerziehende Frauen gehören 
nicht zu den bevorzugten Mieterinnen. Und stellt sich 
heraus, dass die Miete über das Jobcenter finanziert 
wird, winken viele Vermieter von vorne herein ab. 
Darüber hinaus steht – das wissen wir alle – sowieso 
viel zu wenig bezahlbarer Wohnraum zur Verfügung. 

Wohnungslosigkeit stellt in Deutschland die extremste 
Form von Armut dar. Kinder, die mit ihren Müttern 
in einer Einrichtung für Wohnungslose leben müs-
sen, sind schon in sehr jungen Jahren benachteiligt 
gegenüber ihren AltersgenossInnen: Sie teilen sich 
ein Zimmer mit ihrer Mutter, haben – ebenso wie ihre 
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Mutter – keine Privatsphäre, kaum Platz zum Spielen 
oder Hausaufgaben erledigen. Besuch von Freun-
dInnen, Geburtstags- oder andere Feiern sind in der 
Regel kaum möglich. Wir hören immer wieder, dass 
insbesondere ältere Kinder sich schämen, wenn sie 
zugeben müssen, keine eigene Wohnung, kein eigenes 
Zimmer zu haben, sondern in einer Einrichtung für 
Wohnungslose zu leben. Häufi g versuchen sie, in der 
Schule diese Tatsache zu verschweigen. 

Hinzu kommt natürlich die Armut. 
Im Frauenobdach KARLA 51 müssen mehr als 90 % 
der Mütter von Transferleistungen – also Hartz IV, 
Grundsicherung oder Asylbewerberleistungen – le-
ben*). In München, einer der reichsten und teuersten 
Städte Deutschlands bedeutet dies, ohne die Unterstüt-
zung aus Spenden, Kleiderkammern und Tafeln nicht 
überleben zu können. 

Ein Beispiel kann die äußerste schwierige Situation 
der Familien veranschaulichen: Eine von Hartz IV 
lebende Mutter erhält vom Jobcenter zur Einschulung 
ihres Kindes zusätzlich zu Hartz IV einmalig 70,00 €. 
Dieser Betrag soll ausreichen für Schulranzen, Bunt-
stifte, Farbkasten, Pinsel, Zei-
chenblock, Turnschuhe, Sport-
kleidung, Lineal, Hefte, Kopier-
geld… Rechnen Sie selbst: Das 
kann nicht reichen. 

Laut dem Münchner Armutsbericht von 2017**) sind 
42,2 % der Alleinerziehenden von Armut betroffen 
– 3,1 % der Alleinerziehenden hingegen gelten als 
reich. Nach den Berechnungen sind Paarhaushalte 
ohne Kinder am häufi gsten reich, Alleinerziehende 
am häufi gsten arm (nach wie vor sind es die Frauen, 
die ihre Kinder am häufi gsten alleine betreuen, es gibt 
nur einen verschwindend geringen Anteil an alleiner-
ziehenden Vätern). 

Die Münchner Ergebnisse gleichen denen im gesamten 
Deutschland: Neben alleinerziehenden Frauen – und 
ihren Kindern - sind ältere Frauen am stärksten von 
Armut betroffen. 

Und obwohl diese Tatsache immer wieder skandalisiert 
wird, reagiert die Öffentlichkeit mittlerweile nur noch 
mit einem recht gleichgültigen Schulterzucken.

*) Knapp 10 % der beherbergten Mütter verfügen über keinerlei 
Einkommen und werden von uns ausschließlich über Spenden 
unterstützt. 

**) Landeshauptstadt München, Sozialreferat, Amt für soziale 
Sicherung: Münchner Armutsbericht 2017.  

Isabel Schmidhuber 
leiterin Frauenobdach karla 51
evangelisches hilfswerk München
email: ischmidhuber@hilfswerk-muenchen.de

Was braucht es?
Eigentlich braucht es gar nicht so viel…

n mehr und vor allem kostenlose Kinderbetreu-
ungsplätze mit fl exiblen Öffnungszeiten, damit 
die Mütter arbeiten können und nicht mehr auf 
Transferleistungen angewiesen sind. 

n bezahlbaren Wohnraum

n eine Verbesserung des öffentlichen Nahverkehrs-
systems, damit alleinerziehende Frauen auch 
ländlich wohnen und trotzdem Arbeitsstelle und 
Schulen erreichen können,

n eine spürbare Anhebung der Hartz IV-Sätze für 
Kinder bis zum Alter von 18 Jahren.

In der Wohnungslosenhilfe für Frauen ist ein Be-
wusstsein dafür notwendig, dass bei den allermeisten 
Frauen Kinder eine große Rolle spielen, anwesende 
Kinder, aber auch abwesende. Allein Raum für die 
Kinder zu schaffen, damit sie bei ihren Müttern sein 
oder sie besuchen können, kann viel helfen. Wichtig 
sind Kooperationen mit Erziehungsberatungsstellen, 
ISEFs (Abkürzung für „Insofern geschulte Fachkräf-
te“), Frühen Hilfen und anderen ExpertInnen aus der 

Kinder- und Jugendhilfe. Das 
Personal muss zu den Themen 
Kindeswohl(gefährdung) und 
Familiensystem geschult werden, 
gut ist Wissen über Bindungsthe-

orien. Nachdem immer mehr ausländische Frauen mit 
ihren Kindern in der Wohnungslosenhilfe landen, ist es 
außerdem unabdingbar, sich Wissen zu Interkulturalität 
anzueignen.

Und insbesondere darf die Armut von Kindern nicht 
mehr als hinnehmbares Phänomen behandelt werden. 
Es muss sehr schnell gehandelt werden, denn die armen 
Kinder von heute sind morgen arme Erwachsene, die 
selbst wieder arme Kinder bekommen.

www.karla51.de
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Projekt Madame Courage
– ein Projekt des SkF Landesverbandes Bayern e.V. zur finanziellen 
Förderung von alleinerziehenden Studentinnen an bayerischen 
Hochschulen in der Abschlussphase ihres Studiums.

Viele Menschen erinnern sich gern an ihre Studienzeit 
zurück: an die interessanten Vorlesungen, das Lernen 
in der Bibliothek und an das typisch studentische So-
zialleben. Vergessen werden dabei oft Prüfungsstress, 
Abgabetermine und spätestens seit dem sog. Bologna 
Prozess diverse Stunden verpfl ichtende Anwesenheit, 
die nicht frei und selbstbestimmt gewählt werden 
können, sondern oft vorgegeben sind. In Bayern – und 
München ganz besonders – kommt die Herausforde-
rung dazu, mit begrenzten Mitteln Wohnraum und 
Lebensunterhalt fi nanzieren zu können.

Die Studentinnen, die der SkF Landesverband e.V. 
vor allem Dank des Beitrages der Dr. Harry und Irene 
Roeser-Bley-Stiftung, unterstützen kann, kennen diese 
und weitere Herausforderungen nur allzu gut, denn sie 
sind alle alleinerziehend.

Als Studentin alleinerziehend zu sein bedeutet eine 
enorm hohe, multiple Belastungslage. Einerseits muss 
die Rolle als Mutter, oft in jungen Jahren und ohne 
große partnerschaftliche Unterstützung, ausgeführt 
werden – dies allein ist schon eine permanente und 
hohe Anforderung, die viele Ressourcen in Anspruch 
nimmt. Andererseits müssen die oben genannten 
Aufgaben des Studiums ebenso gemeistert werden 
– natürlich gibt es Urlaubssemester und andere unter-
stützende Maßnahmen, aber schlussendlich müssen 
Prüfungen bestanden und Arbeiten abgegeben werden. 
Dies betont auch Schirmherrin Barbara Daumiller-Zeil, 
wenn sie sagt: „Aus eigener Erfahrung weiß ich, dass 
sowohl die Versorgung eines Kleinkindes wie auch die 
Vorbereitung auf einen Berufsabschluss einen voll und 
ganz in Anspruch nehmen.“ 

Wenn dann auch noch fi nanzielle Engpässe hinzu-
kommen, ist es immer schwer und manchmal schlicht 
unmöglich dies aus eigener Kraft zu überbrücken. 
Klassische Finanzierungsmöglichkeiten fallen für die 
Teilnehmerinnen oft weg oder reichen aufgrund der 
Lebenssituation einfach nicht aus. „Ich habe erfahren, 
dass gerade studierende Eltern mit ihren Bedürfnissen 
im System eine Ausnahme darstellen und so schnell aus 
den gängigen Mechanismen der Ämter und Behörden 
herausfallen. Für alleinerziehende Studenten gilt dies 
in ganz besonderem Maße...“, berichtet Verena W.

Genau an dieser Stelle setzt das Projekt des SkF Lan-
desverbandes an, das in seinem Ursprung vom SkF 
Münster mit freundlicher Genehmigung übernommen 
worden ist und mittlerweile auch im Bundesgebiet 
beim SkF Osnabrück und SkF Hamburg durchgeführt 
wird. 

Alleinerziehende Mütter, die in Bayern studieren, 
werden in ihrem letzten Studienabschnitt fi nanziell 
und ideell unterstützt. Gemeinsam mit den betroffe-
nen Frauen wird transparent die fi nanzielle Situation 
besprochen und überlegt, was benötig wird, um das 
Studium erfolgreich beenden zu können. Oft geht es 
dabei auch nur um eine Überbrückung von ein paar 
Monaten, um in der Studienendphase anstrengende 
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und v.a. zeitintensive Nebenjobs kündigen und sich 
voll auf den Abschluss konzentrieren zu können. So 
zum Beispiel bei Ruth M.: „Dieser Zuschuss ermög-
lichte es mir, zwei meiner vorher vier Nebenjobs zu 
kündigen und mich zielgerichtet meinem Abschluss 
zuzuwenden. [… Es] war für mich und meine Toch-
ter eine kostbare Hilfe, um dieses letzte Semester zu 
überbrücken. DANKE!“

Das Besondere ist hierbei, dass nicht – wie in klas-
sischen, meist staatlichen Unterstützungssystemen – 
von außen ein Maßstab angelegt wird, der bestimmt, 
wieviel monetäre Unterstützung quasi benötigt werden 
darf und damit genehmigt wird, sondern dass vielmehr 
gemeinsam und v.a. individuell erwogen wird, was 
tatsächlich benötigt wird. Ebenso ist der Beitrag nicht 
an einen bestimmten Notendurchschnitt gebunden – 
wobei eine Stellungnahme des betreuenden Lehrkör-
pers mit einer Einschätzung für einen erfolgreichen 
Studienabschluss selbstverständlich eingebunden 
wird. Dies zeigt den Lebenswirklichkeitsbezug des 
Projektes, der sich an der spezifi schen Situation von 
alleinerziehenden Studentinnen orientiert. Durch diese 
Ausrichtung entfaltet das Projekt und die Unterstüt-
zung eine besondere Wirkmacht.

Möglich wird dies vor allem Dank der Spenden der 
oben genannten Roser-Bley Stiftung und weiterhin 
von Sternstunden, der Albert und Barbara von Metzler 
Stiftung, der HypoVereinsbank und der Siemens AG.

Weiterhin erhalten die Studentinnen von außerhalb 
des direkten sozialen Umfelds eine Form der Anerken-
nung und Hilfe, die gerade am Ende eines Studiums 
besonders wichtig ist, um gut durchzuhalten. Die 
Möglichkeit, sich durch die fi nanzielle Entlastung 
gezielt auf den Abschluss vorbereiten zu können, ist 
dabei ebenso wichtig, wie das Wissen um den Glauben 
Anderer an die eigenen Ziele. Es geht relativ unmit-
telbar darum, dem eigenen Kind und sich selbst mit 
Hilfe eines Studienabschlusses eine gute Zukunft zu 
ermöglichen. So wird den Teilnehmerinnen also nicht 
nur fi nanziell unter die Arme gegriffen, sondern auch 
vermittelt, dass der eingeschlagene Weg und das Ziel 
der berufl ichen Selbstbestimmung und -verwirkli-
chung und damit einhergehend der selbstständigen 
Finanzierung erstrebens- und unterstützenswert ist. 
Dieser Aspekt ist im Sinne des Empowermentansatzes 
der Sozialen Arbeit besonders hervorzuheben. Linda 
W. bestätigt dies: „Es handelt sich für mich nicht nur 
um eine fi nanzielle Hilfe, sondern vermittelt mir auch 

das Gefühl, dass meine Leistung, mich um meine zwei 
Töchter zu kümmern und gleichzeitig innerhalb der 
Regelstudienzeit mein Studium abschließen zu können, 
geschätzt und anerkannt wird...“

Die Teilnehmerinnen geben auf ihre persönliche Art 
und Weise zurück, was möglich ist. Sei es beständige 
Öffentlichkeitsarbeit für das Projekt, allein durch die 
Kommunikation an der jeweiligen Universität oder 
(Fach)Hochschule, oder auch spezieller z.B. durch 
die Bereitschaft an Fernsehberichten über das Projekt 
aktiv zu partizipieren. Aber auch durch spezifi schere 
Maßnahmen, wie z.B. das juristische Gegenlesen der 
Antragsformulare. Besondere Freude bereitet auch 
die Teilhabe an den Abschlussarbeiten, die eine bunte 
und interessante Mischung an Themen darstellen. Die 
Formen des Miteinanders sind dabei so individuell wie 
die Frauen, die am Projekt teilnehmen.

Auf diese Weise konnte der SkF Landesverband e.V. 
seit Beginn des Förderzeitraums 2012 knapp 80 Frauen 
zu einem erfolgreichen Studienabschluss helfen. Es 
sind 80 individuelle Geschichten und 80 Erfolgsge-
schichten von Alleinerziehenden, denen zu ihrem Mut 
und ihrem Durchhaltevermögen zu gratulieren ist. Der-
zeit befi nden sich ca. 10 Studentinnen in der Förderung, 
da einige der Teilnehmerinnen mit dem Wintersemester 
2018/19 ihren Abschluss absolviert haben.

Für den Sozialdienst katholischer Frauen landesverband Bayern e.V.

www.skfbayern.de/aufgaben-projekte/projekt-madame-courage/projekt-madame-courage

Monika Meier-Pojda 
Geschäftsführerin
e-Mail: meier-pojda@skfbayern.de

Ruth Peter
referentin Schwangeren- 

und Familienhilfe
Projekt „Madame courage“

e-Mail: peter@skfbayern.de
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Fachberatungsstellen, Notrufe und Frauenhäuser 
trotz höherer staatlicher Zuschüsse wieder unter Druck
Die Bayerischen Sozialnachrichten sprachen zu diesem Thema mit Antje Krüger (Referentin Frauen/ Familie 
beim Paritätischen Landesverband, Sprecherin der FW TB Frauen), Dr. Inka Papperger vom Bayerischen 
Städtetag (Referentin für Arbeit, Jugend und Soziales) und Dr. Klaus Schulenburg vom Bayerischen Land-
kreistag (Abteilungsleiter).

? Sozialnachrichten: 

Frau Krüger, die BSN hatten im Mai 2017 das 
Thema Gewalt gegen Frauen im Schwerpunkt. In 
Ihrem Beitrag wiesen Sie auf die unzureichende 
Situation im gesamten Hilfesystem für gewaltbe-
troffene Frauen hin. Sie reklamierten angesichts 
der seit über 20 Jahren fehlenden Mittel eine Er-
höhung der staatlichen Zuschüsse. Nun wurden im 
Doppelhaushalt 2019/20 allein für das Hilfesystem 
jährlich zusätzlich acht Millionen Euro eingestellt. 
Ist damit zukünftig die notwendige Verbesserung 
im Angebot herzustellen?

 Antje Krüger: 

Wir haben auf den ersten Blick tatsächlich mit diesem 
Betrag und der vom Sozialministerium geplanten 
Umsetzung entsprechend des Entwurfs der Förder-
richtlinien eine weitestgehend zufriedenstellende 
Grundlage für die Arbeit der Fachberatungsstellen/ 
Notrufe und Frauenhäuser. Der geplante Stellen- und 
Platzausbau nimmt die Diskussionsergebnisse der 
ressortübergreifenden Arbeitsgruppe des Sozialminis-
teriums zur Umsetzung der Bedarfsermittlungsstudie 
zum Hilfesystem in Bayern weitreichend auf. Über 
ein Jahr wurde im Rahmen dieser Arbeitsgruppe, die 
sich aus Vertreter*innen der Städte, Landkreise und 
der Freien Wohlfahrtspflege zusammengesetzt hat, 
intensiv gearbeitet. 

Die Träger sehen sich mit ihren seit Jahren vorge-
tragenen fachlichen Anliegen zur Verbesserung des 
Angebotes für gewaltbetroffene Frauen und ihre 
Kinder, zusammengefasst in der Stellungnahme der 
Wohlfahrtsverbände vom Dezember 2017, verstan-
den und berücksichtigt. Endlich könnte die dringend 
notwendige Anpassung an die gebotenen fachlichen 
Standards in Bezug auf Schutz und Beratung – die in 
Bayern seit über 20 Jahren nicht bedarfsgerecht auf 
niedrigem Niveau stagnierten – vollzogen werden. 

Für die Verabschiedung der neuen Förderrichtlinie 

bedarf es nun allerdings noch der Zustimmung der 
Kommunalen Spitzenverbände. Darauf warten wir 
gespannt – genauer gesagt – eher beunruhigt, denn es 
gibt sehr ernst zu nehmende Anzeichen, dass die Städte 
und Landkreise den Platz- und Stellenausbau nicht ent-
sprechend mittragen wollen. Sie stellen zum einen die 
Bedarfsgerechtigkeit in Frage, zum anderen werfen sie 
die aus ihrer Sicht grundsätzlich zu klärende Frage auf, 
welche Hilfeleistungen mit welchem Standardniveau 
im Rahmen der kommunalen örtlichen Daseinsvor-
sorge abzudecken wären und welche Leistungen mit 
entsprechenden Standards in die Verantwortung des 
Freistaates gehörten. Damit öffnen sie einen neuen 
Fragenkomplex, der durchaus relevant ist, zu dessen 
Beantwortung aber viele weitere Klärungsprozesse ge-
hören – auch auf Bundesebene. Für unsere momentane 
Situation würde dies wieder ein Hinausschieben und 
Handlungsstillstand bedeuten. 

Und es gibt noch eine weitere Hürde: Die Träger be-
finden sich in einer richtiggehend paradoxen Situation: 
Nach dem ersten Entwurf der Richtlinie hätten sie 
endlich die finanzielle und förderrechtliche Grundlage 
für den bedarfsgerechten Ausbau. Allerdings sieht 
der Entwurf, wie die bisherige Förderrichtlinie, einen 
einzubringenden Eigenmittelanteil in Höhe von min-
destens zehn Prozent der förderfähigen Personalkosten 
vor. Unberücksichtigt blieben dabei weitere Ausgaben, 
wie etwa für Sachkosten. Falls diese zehn Prozent 
einzubringen wären, würden sich die von den Trägern 
einzubringenden Eigenmittel durchschnittlich verdop-
peln. Diese (in der Regel aus Spenden bestehenden) 
Mittel können viele Träger trotz großer Anstrengungen 
nicht mehr akquirieren. In der Konsequenz würde das 
dazu führen, dass Träger den Stellen- und Platzausbau 
nicht umsetzen könnten, sie wären somit zukünftig 
nicht mehr antragsberechtigt und erhielten demnach 
keine weitere staatliche Förderung. Damit steht die 
Existenz des Hilfsangebotes für gewaltbetroffenen 
Frauen und ihre mitbetroffenen Kinder auf dem Spiel.
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? Sozialnachrichten: 

Die Städte und Kommunen haben bisher viele 
Jahre in der Finanzierung des Hilfesystems die 
Hauptlast getragen. Sie haben in den BSN von 
2017 in Ihrem Beitrag auf dieses sehr ungleiche 
Finanzierungsverhältnis hingewiesen. Mit diesem 
Doppelhaushalt und den im Entwurf vorliegenden  
Förderrichtlinien übernimmt der Freistaat nun 50 
Prozent der förderfähigen Personalkosten. Ist das 
ausreichend? Und wie stellt sich die aus Trägersicht 
geschilderte Gesamtsituation aus Ihrer Sicht dar?

 Dr. Inka Papperger und Dr. Klaus Schulenburg: 

Ziel der bayerischen Kommunen war und ist es, bay-
ernweit Krisenintervention zu ermöglichen und durch 
bedarfsgerechte Angebote von Gewalt betroffene 
Frauen und ihrer Kinder zu unterstützen sowie eine 
Fortsetzung von Gewalt in der nächsten Generation 
zu verhindern. 

Die Bereitschaft des Freistaates, die 
staatliche Förderung der Frauen-
häuser und der präventiven sowie 
nachgelagerten Beratungsangebote 
(Fachberatungsstellen/Notrufe, In-
terventionsstellen/pro-aktive Be-
ratungsstellen) nach vielen Jahren 
nunmehr deutlich zu verbessern, 
wird daher seitens der kommunalen Spitzenverbände 
ausdrücklich begrüßt. Die Anhebung auf in etwa 50 
Prozent der reinen Personalkosten und die platzgenaue 
Förderung sind ein auch im Hinblick auf die qualitati-
ven Verbesserungen und vorgegebenen Fachkraftan-
teile wichtiges und erforderliches Signal. Gleichwohl 
fallen natürlich auch nicht geförderte Personalneben-
kosten und Sachkosten an. 

Besonders wichtig ist für die Landkreise und kreis-
freien Städte jedoch, dass die staatliche Personal-
kostenförderung in allen Bereichen des Hilfesystems 
dynamisiert wird oder eine Anpassungsregelung für die 
staatliche Förderung im Turnus der Haushaltsaufstel-
lungen vorgesehen wird. Denn sonst würde wiederum 
die Situation eintreten, dass zukünftige Tarifsteigerun-
gen ausschließlich zu Lasten der kreisfreien Städte 
und Landkreise gehen, die sich einem Frauenhaus 
zugeordnet haben. 

Unglücklich ist aus kommunaler Perspektive auch, dass 
die Verbesserung der staatlichen Fachkraftförderung 

auf den Weg gebracht werden soll, bevor alle Aspekte 
eines möglichen Gesamtkonzepts zur Verbesserung 
des Hilfesystems für von Gewalt betroffenen Frauen 
und ihre mitbetroffenen Kinder in qualitativer sowie 
quantitativer Hinsicht vorliegen und alle Konsequenzen 
in der Zusammenschau beleuchtet werden können. So 
steht die Fortentwicklung der bestehenden Frauenhaus-
vereinbarung aus dem Jahr 1993 noch aus und auch die 
Auswirkungen auf die Folgekosten (z.B. nach Auszug 
aus dem Frauenhaus häufig noch SGB II und ggf. SGB 
VIII-Leistungsbezug) wurden noch nicht näher beleuch-
tet. Zudem soll für sog. second-stage-Einrichtung eine 
Modellförderung in Erwägung gezogen werden, deren 
Details noch unbekannt sind, obgleich sich schon erstes 
Interesse an der Erprobung regt.

Eine besondere Herausforderung stellt auch der neben 
den qualitativen Verbesserungen mittelfristig ange-
strebte Platzausbau dar. Hier ist von besonderer Bedeu-

tung, dass sichergestellt ist, dass 
ein etwaiger Platzausbau nur im 
Einverständnis mit allen mitfi-
nanzierenden Kommunen erfol-
gen kann, denn zum Teil wird 
Ausbaubedarf rückgemeldet. 
Zudem ziehen schon die qua-
litativen Verbesserungen trotz 
höherer staatlicher Förderung 

in vielen Fällen bereits höhere kommunale Ausgaben 
nach sich, die vor Ort getroffenen Vereinbarungen sind 
jedoch höchst unterschiedlich. Durch einen zusätzli-
chen Platzausbau würde dieser Effekt noch verstärkt 
werden und die zukünftigen, laufenden Betriebskosten 
steigen. Daher plädieren der Bayerische Städtetag und 
der Bayerische Landkreistag dafür, dass der bedarfs-
gerechte Ausbau der Frauenhausplätze schrittweise 
und moderat unter Berücksichtigung der qualitativen 
Verbesserungen erfolgen sollte. So könnte der Ausbau 
im Rhythmus des staatlichen Doppelhaushalts als 
Ausbauziel mit einer Steigerung des Platzangebots von 
bayernweit zehn Prozent innerhalb von zwei Jahren ein 
sinnvoller Ansatz sein.

Ganz grundsätzlich stellt sich die Frage, ob Förder-
richtlinien noch eine geeignete Grundlage für die 
Weiterentwicklung des Hilfesystems darstellen. Der 
Ausschluss von Frauenhäusern (bzw. einzelnen Plät-
zen) von der staatlichen Förderung wegen des vor-
zeitigen Maßnahmenbeginns ist zwar förderrechtlich 
konsequent, aber von der Sache her kontraproduktiv. 

„Gewalt ist die Waffe 
des Schwachen.“

Mahatma Gandhi
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Gegen eine Förderrichtlinie spricht auch der übliche 
Eigenanteil der Träger, den diese immer häufiger nicht 
mehr in der Lage sind zu tragen, zumal er mit der Er-
höhung der staatlichen Personalförderung und durch 
die ggf. erforderlichen Personalmehrungen deutlich 
ansteigen wird. 

In Ansehung des Schutzauftrags der Kommunen aus 
dem SGB XII, wonach es in erster Linie darum geht, 
den betroffenen Frauen und ihren mitbetroffenen 
Kindern einen Zufluchtsort zur Verfügung zu stellen 
und für eine erste Krisenintervention Beratungs- und 
Unterstützungsleistungen zu organisieren, erscheint 
es denkbar, wenn diese eine Grundkostenfinanzierung 
übernehmen, auf der aufbauend der Staat Leistungen 
finanziert, die über die reine Krisenintervention hin-
ausgehen. Aus kommunaler Perspektive ist zu betonen, 
dass aufgrund der überregionalen Bedarfe auch der 
Freistaat in der Pflicht steht und die Deckung von 
bayernweit vorzuhaltenden Sonderbedarfen nur im 
größeren Zusammenhang und mit dauerhafter und ver-
lässlicher Unterstützung des Freistaats gelingen kann. 

? Sozialnachrichten: 

Zum Schluss eine Frage an alle Beteiligten: 
Was muss aus Ihrer Sicht geschehen, um diese Si-
tuation im Interesse der gewaltbetroffenen Frauen 
und ihrer mitbetroffenen Kinder aufzulösen? 

 Antje Krüger: 

Es darf mit Blick auf die bedarfsgerechten Standards 
in dem Entwurf der Förderrichtlinie nicht sein, dass es 
letztendlich wieder Aufgabe der Träger bleibt, Schutz 
und Hilfe für die Frauen angemessen zu gewährleisten 
und irgendwie eine Einrichtung (bei Frauenhäusern 
inklusive einer Immobilie) finanziell, personell und or-
ganisatorisch ohne entsprechende Personalausstattung 
für diese Aufgaben am Laufen zu halten. Die Haltung 
der Städte und Kommunen, neben dem Schutzauftrag 
für eine erste Krisenintervention zuständig zu sein, 
wirft die Frage auf, was diese aus Sicht der Kom-
munalen Spitzenverbände konkret beinhaltet. Die 
Gefährdungssituation von Frauen kann nicht immer 
innerhalb der ersten Wochen aufgelöst werden. Somit 
ist der Schutz des Frauenhauses weiterhin unabding-
bar. Insbesondere die psychosoziale Beratung, die mit 
einem hohen Zeitaufwand verbunden ist, wird nach 
dieser Zeit nicht entbehrlich.

In Bezug auf die Eigenmittelproblematik muss der 
von allen gewollte Ausbau für die Träger machbar 

gestaltet werden. Dazu müssen alle förderrechtlichen 
Möglichkeiten konstruktiv geprüft werden. 

Die Freie Wohlfahrtspflege unterstützt mit ihren An-
geboten Frauen und Kindern bei Gewalterfahrungen 
in Not. Es kann und darf nicht sein, dass die Träger 
und ihre engagierten haupt- und ehrenamtlichen 
Mitarbeiter*innen diese wichtige Aufgabe noch länger 
mit der derzeitigen finanziellen und personellen Aus-
stattung stemmen müssen. Es muss gemeinsam eine 
Lösung gefunden werden!

 Dr. Inka Papperger und Dr. Klaus Schulenburg: 

Die aktuelle Situation, dass eine klare Aufgaben-
zuweisung auf Bundes-, Landes- und kommunaler 
Ebene fehlt und eine Reihe von unterschiedlichen 
Rechtsgrundlagen zu verschiedentlichen Kosten- 
und Finanzbeteiligungen führt, sollte im Interesse 
der von Gewalt betroffenen Frauen und ihrer Kin-
der verbessert werden. Unter Federführung des 
Bundesministeriums für Familie, Senioren Frauen 
und Jugend finden nach unserem Kenntnisstand 
derzeit erste Gespräche statt. Klare Regelungen auf 
Bundesebene könnten einen wichtigen Beitrag dazu 
leisten, Zuständigkeits- und Finanzierungsfragen des 
Hilfesystems zu klären. 

Darüber hinaus sind alle Akteure in Bayern bestrebt, 
das Spannungsfeld von fachlichen Ansprüchen eines 
über die reine Krisenintervention hinausgehenden 
Unterstützungsansatzes, die das Engagement des 
Freistaats bedingen, sowie der Verantwortlichkeit 
der Kommunen für ihren örtlichen Bereich und der 
Entscheidungsfreiheit darüber, wie man dem örtlich 
auftretenden Bedarf begegnen möchte, mit Blick auf 
die Sonderbedarfe mit überregionalem Bezug im Inte-
resse der Betroffenen zu gestalten. Besondere Bedeu-
tung kommt den Frauenhäusern, Fachberatungsstellen 
und flankierenden präventiven und nachgelagerten 
Angeboten, die mit ihren engagierten Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern bayernweit großartige Arbeit 
leisten, zu. Die Kommunen stellen einen wichtigen 
Partner für deren Träger dar, der im Rahmen der vor-
handenen Möglichkeiten und Rahmenbedingungen 
Unterstützung leistet und Verbesserungsansätze, wie 
die Abkehr von der Förderung über Richtlinien über 
die kommunalen Spitzenverbände einbringt. Denn die 
Tatsache, dass einige Frauenhausplätze nicht geför-
dert werden können und der vorgesehene Eigenanteil, 
der aufgrund der höheren Personalkostenförderung 
ansteigen wird, eine große Herausforderung für die 
Trägerlandschaft darstellt, folgt der Logik 
einer Förderrichtlinie.

GeSchlechterGerecht iGke it
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Karl-Buchrucker-Preis
Journalistenpreis für Beiträge zu sozialen Themen

Die Innere Mission München vergibt einmal im Jahr 
den Karl-Buchrucker-Preis für Veröffentlichungen, 
die sich in besonderer Weise mit sozialen und dia-
konischen Themen  befassen. Ziel des Karl-Buch-
rucker-Preises ist es, den Stellenwert sozialer und 
diakonischer Arbeit in der Öffentlichkeit zu fördern. 
Daher zeichnet die Innere Mission mit diesem Preis 
Veröffentlichungen aus, die sich mit sozialen und 
diakonischen Themen beschäftigen und zu deren 
Diskussion anregen. 

Beiträge
Eingereicht werden können neben journalistischen 
Beiträgen aus den Bereichen Print, Hörfunk, Fernsehen 
und dokumentarische Fotografie auch Video-Produkti-
onen sowie journalistische Formen aus dem Internet. 
Ferner müssen alle eingereichten Beiträge einen Bezug 
zu München – dem Sitz der Inneren Mission – haben. 
Beiträge und Berichte über eigene Einrichtungen oder 
Dienste kann der Preisauslober bei der Bewerbung 
seriöserweise nicht akzeptieren. 

Preise
Der Preis ist jährlich mit insgesamt 11.000 Euro dotiert. 
Neben dem mit 5.000 Euro dotierten Karl-Buchrucker-
Preis gibt es einen Nachwuchspreis für junge Journa-
listen sowie einen Themen-Preis (jeweils mit 3.000 
Euro dotiert). Dessen Fokus liegt in diesem Jahr auf 
Beiträgen, die sich damit beschäftigen, was eine Stadt 
lebenswert macht und eine Stadtgesellschaft zusam-
menhält. Hier sollen vor allem die Menschen im Vor-
dergrund stehen, die wichtig für ein starkes Miteinander 
sind und finanziell immer mehr an den Rand gedrängt 
werden: Polizisten, Feuerwehrleute, Busfahrer, Pflege-
kräfte, Erzieherinnen, Hauswirtschaftspersonal, und... 

Jury
Die Jury besteht aus namhaften Experten aus den Be-
reichen Publizistik, Kunst, Kirche und Medien. Die 
Preisverleihung findet jeweils im März eines Jahres 
statt, um an die Gründung der Inneren Mission Mün-
chen am 23. März 1884 zu erinnern. 

Ausgezeichnet für hervorragende Arbeit (v.l.n.r.): Theresa Hein, Isabelle Hartmann, Philipp Mausshardt, Nadine 
Ahr und Christiane Hawranek.                                                                                                  Foto: Oliver Bodmer
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 „Gefallene Mädchen“ 
Die zweiten Preisträger, Christiane Hawranek (34) und 
Nadine Ahr (37), beide Absolventinnen der Evange-
lischen Journalistenschule in Berlin, recherchierten 
mit großem Aufwand ein Thema, das bislang weder 
journalistisch noch wissenschaftlich aufgearbeitet 
wurde: Ledige Frauen, die ein Kind bekamen und deren 
Schwangerschaft bis in die 80-er Jahre hinein noch als 
Schande für die Familie galt. Sie entbanden heimlich 
und wurden oft gezwungen, ihre Kinder zur Adoption 
freizugeben. Aus Scham verstecken sie sich zumeist 
bis heute. Die Beiträge im Bayerischen Rundfunk und 
im Zeit-Magazin „geben ihnen erstmals eine Stimme“, 
so das Urteil der Jury. Johanna Haberer sagte in ihrer 
Laudatio, es sei kaum zu glauben, dass diese Praxis der 
„Einschüchterung, Geldmacherei und unverhohlener 
Verachtung gegenüber ledigen Müttern noch bis in die 
1980-er Jahre stattgefunden“ hätte. 

LINK zum BR:
www.br.de/nachricht/zwangsadoptionen-in-
bayern-die-gefallenen-maedchen-100.html

„Auf eigene Faust“ 
Philipp Mausshardt (60), Gründer und Leiter der Re-
portageschule „Zeitenspiegel“ der Volkshochschule 
Reutlingen, beschreibt in seinem Beitrag „Auf eigene 
Faust“, wie sich nach der Prügelattacke gegen seinen 
Sohn seine eigene Aggression gegen die Schläger 
zusehends in Empathie verwandelt. Somit gelingt 
es ihm nach Meinung der Jury, einen wunden Punkt 
der Gesellschaft zu thematisieren: „Jeder gegen 
jeden - der Hass wird immer größer, alles droht zu 
explodieren.“ Johanna Haberer bezeichnete in ihrer 
Laudatio die Reportage als die Königsform des 
Journalismus: Reporter seien in besonderem Maße 
auch Vertrauenspersonen. Mausshardt habe nach 
der Attacke „schonungslos aus seinem Innenleben“ 
reportiert.

LINK zum Zeitenspiegel:
www.zeitenspiegel.de/workspace/media/
documents/pm_eigenefaust
_voe_-5c4a1f8c20610.pdf

Hauptpreis für Christiane Hawranek und Nadine Ahr 
(Br/Zeit-Magazin) sowie für Philipp Mausshardt (SZ-Magazin) 
Der Karl-Buchrucker-Preis der Inneren Mission 
geht in diesem Jahr zu gleichen Teilen an den Print-
beitrag „Auf eigene Faust“ (Philipp Mausshardt) 
und an ein aufwändig recherchiertes Stück über 
„Gefallene Mädchen“ das die beiden Autorinnen 
(Christiane Hawranek und Nadine Ahr), sowohl 
beim Bayerischen Rundfunk als auch im Zeit-
Magazin veröffentlicht haben. 

Ausgezeichnet werden ein von Philipp Mausshardt 
im Magazin der Süddeutschen Zeitung veröffent-
lichter Text, bei dem der Autor die Geschichte 

dreier Jugendlicher recherchiert, die seinen Sohn 
krankenhausreif geschlagen haben sowie ein bi-
mediales Projekt von Christiane Hawranek und 
Nadine Ahr über junge Frauen in den 50-er bis 
80-er Jahren, die ihre unehelich geborenen Kinder 
zur Adoption freigeben mussten.

n Die LINKS bringen Sie zu den  
interessanten Reportagen der  
jeweiligen Preisträger. 
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karl-Buchrucker-Pre iS

Themenpreis für  
Isabelle Hartmann (BR)
Den Themenpreis erhielt die 37-jährige Hörfunkre-
porterin Isabelle Hartmann für ihre im „Notizbuch“ 
auf Bayern 2 ausgestrahlte „Nah dran“-Reportage 
„Ganzheitliche Hilfe für benachteiligte Familien - 25 
Jahre Lichtblick Hasenbergl“. Hartmann schildert in 
ihrem Feature die Arbeit des Vereins, der im Münchner 
Norden sozial benachteiligte Kinder unterstützt. 
Jurymitglied Burkhard Hartmann würdigte in seiner 
Laudatio die „direkte, offene, ehrliche und zugleich 
sehr behutsame Form“, in der die Autorin die Arbeit 
des mehrfach ausgezeichneten Vereins schildert. „Es 
tut gut, die Arbeit eines kirchlichen Trägers so ein-
fühlsam geschildert zu bekommen, gerade in Zeiten, 
in denen die Rolle der Konfessionen bis in die Politik 
hinein hinterfragt wird.“ 

LINK zu Bayern2:
www.br.de/radio/bayern2/lichtblick-
hasenbergl-mehr-als-eine-gewoehnliche-
jugendhilfeeinrichtung-100.html

Nachwuchspreis für  
Theresa Hein (SZ-Magazin)
Der Nachwuchspreis ging an die 28-jährige Journa-
listin Theresa Hein für ihren im SZ-Magazin erschie-
nenen Text „Was nicht passieren darf“, über einen 
pädophilen Jugendlichen und seine Familie. 

Die Autorin habe es verstanden, das Vertrauen aller Be-
teiligten zu gewinnen, lobte Jürgen Schleifer in seiner 
Laudatio . Herausgekommen sei die „ungeschminkte 
Geschichte einer Familie“; die Autorin habe das Leben 
des 15-Jährigen sehr feinfühlig beobachtet und be-
schrieben „ohne zu moralisieren und den Zeigefinger 
zu erheben“. 

LINK zum SZ-Magazin:
www.sueddeutsche.de/leben/die-geschichte-
eines-paedophilen-teenagers-was-nicht-
passieren-darf-1.4084228?reduced=true
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Karl Buchrucker, der Namensgeber
Karl Buchrucker wurde am 19. November 1827 als 
Sohn eines Pfarrers in Kleinweisach geboren. 1873 
wurde Buchrucker erster Pfarrer und Dekan in Mün-
chen. Am 23. März 1884 rief er den „Lokalausschuss 
der Inneren Mission” ins Leben. 1885 fand die erste 
offizielle Mitgliederversammlung des „Vereins für 
Innere Mission München” statt. 
1890 überreicht ihm Prinzregent Luitpold von Bayern 

das Ritterkreuz des Verdienstordens der Bayerischen 
Krone. Karl Buchrucker agierte als Organisationsta-
lent und wichtige Integrationsfigur in der bayerischen 
Landeskirche. Es gelang ihm, die lokal begonnenen 
Werke verschiedener Traditionen und Konzeptionen 
innerhalb der Inneren Mission zu vereinigen, um 
„die Seelen vom Verderben zu erretten, so viele wir 
können”. Er starb am 29. Januar 1899 in München.
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Der 70. Geburtstag der Landesarbeitsgemeinschaft der 
öffentlichen und freien Wohlfahrtspflege (LAG Ö/F) 
fiel in die zweite Hälfte des Jahres 2018. Ebenfalls 
wählte die bayerische Bevölkerung im Oktober das 
neue Landesparlament für die 18. Legislaturperiode. 
Anlass für die LAG Ö/F, die Feier ihres Geburtstags 
etwas zu verschieben, um zu den sozialen Fragen, wich-
tigen Entwicklungen und notwendigen Zielsetzungen 
mit den neu gewählten Volksvertretern ins Gespräch 
zu kommen.
Bereits mit der letzten Ausgabe der Bayerischen So-
zialnachrichten des Jahres 2018 hatten wir einen um-
fassenden Überblick zur 70-jährigen Geschichte und 
dem Wirken der Landesarbeitsgemeinschaft vorgelegt. 
Sowohl der Geschäftsführende Ausschuss, wie auch 
die verschiedenen Fachausschüsse und Arbeitsgruppen 
berichteten über die Schwerpunkte ihres Wirkens, wie 
auch über die vor uns liegenden Herausforderungen.
Mit der  Feier des runden Geburtstags am 29. Mai 2019 
wollte der Geschäftsführende Ausschuss mehr als nur 
einen Rückblick und Ausblick begehen. Ein aktiver 
inhaltlicher Austausch mit den Mitgliedern des Baye-
rischen Landtags war Hauptanliegen der Veranstaltung.
Die Zusage der neugewählten Landtagspräsidentin Ilse 
Aigner als Schirmherrin und ihre Einladung in den 
Senatssaal, wie auch die Zusage von Staatsministerin 
Kerstin Schreyer, werteten das langjährige Engagement 
der LAG Ö/F und ihrer Mitglieder auf. 
Bereits in Ihrer Begrüßung ging Altlandrätin Johanna 
Rumschöttel auf die Grundlage der Arbeit der LAG 
Ö/F, den Artikel 3, Absatz 1 aus der Bayerischen Verfas-
sung, „Bayern ist ein Rechts-, Kultur- und Sozialstaat. 
Er dient dem Gemeinwohl“ ein. Insbesondere in der 
Ausgestaltung des Sozialstaats ist man der satzungs-
gemäßen Aufgabe der LAG Ö/F im Gespräch mit 
Abgeordneten und Vertretern der Ministerien nachge-
kommen und pflege den Dialog.
Dies arbeitete auch Dr. Heubisch in Vertretung von 
Landtagspräsidentin Ilse Aigner in seinem Grußwort 
heraus.
Verfassungsgerichtspräsident Peter Küspert griff mit 
seinem Impulsvortrag diese Ausgestaltung des Sozi-
alen nicht nur als ein Akt der Humanität, sondern als 
einen Akt gelebter Verfassungsverwirklichung auf. 
Dass sozialpolitische Arbeit ein schwieriges Unter-
fangen ist, liegt auf der Hand. (…) Das Engagement 

Landesarbeitsgemeinschaft der  
öffentlichen und freien Wohlfahrtspflege70 Ja

hr
e

ist nicht zuletzt deshalb mühsam, weil die besonders 
Hilfsbedürftigen selten schlagkräftig organisiert sind. 
Gerade sie haben - anders als viele Gutgestellte - oft 
keine Lobby. Mit einem Blick auf einige sozialstaatlich 
bedeutsame Elemente der Bayerischen Verfassung ver-
deutlichte Küspert eine bis heute hohe Aktualität. „Jeder 
Bewohner Bayerns hat Anspruch auf eine angemessene 
Wohnung“ (Art. 106, Abs. 1) und „die Förderung des 
Baues billiger Volkswohnungen ist Aufgabe des Staa-
tes und der Gemeinden“. Die gesamte wirtschaftliche 
Tätigkeit dient dem Gemeinwohl, insbesondere der 
Gewährleistung eines menschenwürdigen Daseins für 
alle und der allmählichen Erhöhung der Lebenshaltung 
aller Volksschichten.“ (Art. 151, Abs. 1).
Küsperts Hinweis auf die Treuepflicht im zweiten 
Hauptteil der Verfassung, überschrieben mit „Grund-
rechte und Grundpflichten“ der Bürgerinnen und Bürger 
verdeutlicht aber den Aspekt der Ausgewogenheit im 
Sinne von Geben und Nehmen, bzw. den ungestörten 
Genuss der Freiheit für jedermann. (Art. 117). Auch 
das Recht und die Pflicht eine seinen Anlagen und 
seiner Ausbildung entsprechende Arbeit im Dienste der 
Allgemeinheit (…) zu wählen sei zitiert.
Unter der Überschrift „Die innovative Kraft von 
Netzwerken“ ging Prof. Dr. Egon Endres auf den 
notwendigen Austausch von Anspruchsgruppen und 
Akteuren ein, wenn es um das sich stets im öffentlichen 
Raume bewegende sozialpolitische Engagement geht. 
Seinen vollständigen Vortrag haben wir nachfolgend 
abgedruckt.
Landrat Eichinger diskutierte mit Staatssekretärin 
Claudia Trautner und Prof. Dr. Endres im Podium die 
aufgeworfenen Fragestellungen. 
Der Abend fand seinen weiteren Fortgang in der Dis-
kussion mit den Abgeordneten und den Vertretern aus 
den Ministerien. Die Experten aus den Ausschüssen 
der LAG Ö/F waren an elf Thementischen gefragte 
Gesprächspartner. Die Teilnehmenden des Abends teil-
ten das Fazit von Prof. Dr. Endres: „Die umfassenden 
Erfahrungs- und Wissenspotentiale der Wohlfahrtsbe-
reiche sind ein großer Schatz, den es im Sinne eines 
Gemeinwohlversprechens zu bündeln gilt. Jetzt steht 
die LAG Ö/F vor einer ihrer größten Herausforderungen 
in der Sicherstellung des Informationsaustausches und 
des Interessensausgleiches.
Hendrik Lütke, Geschäftsführer
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Die innovative Kraft von Netzwerken

Sozialpolitisches Engagement bewegt sich stets im 
öffentlichen Raum. Das macht den Austausch mit 
einer Vielzahl von Anspruchsgruppen bzw. Akteuren 
notwendig. Der Schlüssel hierzu liegt immer mehr in 
der Etablierung von Netzwerken, die als dritte Organi-
sationsform zwischen „Hierarchie“ (z.B. Kommunen 
oder Verbände) und „Markt“ (z.B. Unternehmen) zu 
verstehen sind (vgl. Abb. 1). Netzwerke sind allerdings 
keine Zauberformel, sondern ihr Aufbau und ihre Pfle-
ge sind sehr anspruchsvoll. Der Zusammenhalt von 
Netzwerken basiert in hohem Maße auf Dialog, Frei-
willigkeit und Konsens. Klassische Politik- und Füh-
rungskonzepte stoßen dabei an ihre Grenzen. Sowohl 
strategische, regionale als auch Projektnetzwerke brin-
gen unkalkulierbare Eigendynamiken mit sich. Häufig 
wird der Eindruck vermittelt, die Bildung kooperativer 
strategischer Netzwerke sei per se ein Königsweg zu 
Innovationen. Dabei wird zu wenig berücksichtigt, wie 
groß die persönlichen und organisatorischen Aufwen-
dungen sind, die der Aufbau und die kontinuierliche 
Pflege von Netzwerkbeziehungen erfordern. 

Weak ties und gesellschaftlicher Zusammenhalt

Mark Granovetters Studie „The Strength of Weak 
Ties“ (1973) hat den Blick auf die besondere Qualität 
von schwachen Beziehungen gerichtet. Seine Klassi-
fizierung von Beziehungen als „stark“ oder „schwach“ 
ist zentral für das bessere Verständnis von Netzwer-
ken und der Rolle der Akteure. Starke Beziehungen 
(strong ties) zeichnen sich durch enge Bindungen, die 
Ähnlichkeit der Akteure sowie durch die Verstärkung 
mittels Kohäsion und Identität aus. Schwache Bezie-
hungen (weak ties) fußen hingegen auf schwachen 
Bindungen, der Unähnlichkeit der Akteure und einem 
erleichterten Zugang zu externen Ressourcen (vgl. Abb. 
2). Schwache Beziehungen lassen es zu, soziale Kreise 

zumindest zeitweise zu verlassen, um neue Strategien 
zu erkunden. Der Abbau sozialer Distanzen fußt häufig 
auf weak ties, die neue soziale Beziehungen entstehen 
lassen und Vorurteile verringern. Dieses Phänomen hat 
Allport (1954) mit der Hypothese des Inter-Gruppen-
Kontaktes beschrieben. Starke Beziehungen hingegen 
begünstigen Abhängigkeiten und können verhindern, 
begrenzte Nachbarschaften verlassen und das eigene 
Lebensumfeld erweitern zu können. Trotz aller Un-
schärfe gibt die Unterscheidung der beiden Begriffe 
starke vs. schwache Beziehungen wichtige Einblicke 
in das Verständnis von gesellschaftlichem Zusammen-
halt: Starke Beziehungen unterstützten die Bildung von 
Gemeinschaften, während schwache Beziehungen den 
Zusammenhalt des Gesamtnetzwerkes ermöglichen. 
Die Entfernung schwacher Beziehungen zieht ein 
stufenweises Auseinanderfallen von gesellschaftlichen 
Gesamtsystemen nach sich, während die Verringerung 
starker Beziehungen nur eine Abnahme der Netzwerk-
größe, nicht aber dessen Zusammenbruch zur Folge 
hätte (vgl. Avenarius 2010, S. 107). 

Die Überbrückung von Netzwerk-löchern

Eine große Bedeutung nehmen Akteure ein, die mit 
solchen Personen Verbindungen eingehen, die unterei-
nander nicht verbunden sind. Brückenbauer, Informa-
tionsbroker etc. überbrücken sogenannte strukturelle 
Löcher, auf die Burt (1992) hingewiesen hat (vgl. 
Abb. 3). Wiewohl sich strukturelle Löcher der direkten 
Messbarkeit entziehen, weisen sie auf die besonderen 
Möglichkeiten hin, die sich für jene Personen ergeben, 
die sie überbrücken. Für Akteure, die unterschiedliche 
soziale Cluster zu verbinden vermögen, ergeben sich 
Informationsgewinne, Steuerungsvorteile sowie alter-
native Sicht- und Handlungsweisen. Auf der interorga-
nisationalen Ebene ergeben sich bei der Überbrückung 
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struktureller Löcher ebenfalls wirksame Effekte im 
Hinblick auf Lernen, Innovation und Kreativität (vgl. 
Scheidegger 2010, S. 146ff.). Es können sowohl durch 
starke als auch durch schwache Beziehungen struktu-
relle Löcher überbrückt werden. Nicht der Grad der 
Stärke ist entscheidend, sondern ihre Einmaligkeit bzw. 
nicht vorhandene Redundanz. Die Aufrechterhaltung 
von strukturellen Löchern kann allerdings auch für 
solche Personen von Vorteil sein, die Abhängigkeiten 
erhalten möchten. 

Digitalisierung und sozialer Zusammenhalt

Bereits 1993, also noch vor den umfassenden Verände-
rungen im Zuge der Digitalisierung, sprach Robert Put-
nam von den Medien als den Schuldigen für den Verlust 
von Gemeinsinn. Doch die Zusammenhänge zwischen 
Digitalisierung und sozialer Kohäsion lassen sich 
nicht so einfach erfassen. Digitale Vernetzungen über 
social media haben die Anzahl sozialer Beziehungen 
für viele Menschen eher erhöht. „Diese Vernetztheit, 
die Anzahl von Followern und Facebook-Freunden, ist 
die neue Währung, in der die Popularität des einzelnen 
gemessen wird.“ (Baringhorst 2017). Nachrichten wie 
auch fake-News finden über reale Personen sowie 
über sogenannte social bots rasche Verbreitung. Über 
digitale Vernetzungen haben Solidarisierungen und 
Protestbewegungen ebenso zugenommen wie die Mög-
lichkeiten von Überwachung und sozialer Kontrolle. 
Im Internet sind neue Plattformen des Austauschs und 
der Vernetzung entstanden, die teilweise auch zivilge-
sellschaftliches Engagement begünstigen. Häufig wird 
die internetvermittelte Kommunikation von einem 
Rückzug aus der analogen Kommunikation begleitet. 
Es kommt zu neuen Verknüpfungen zwischen dem 
realen sozialen Leben und digitalen Existenzen. All das 
dürfte Auswirkungen auf die Prozesse sozialer Kohäsi-
on haben. So haben Wallace et al. (2017) in ländlichen 
Gemeinden Nordschottlands untersucht, wie sich 
der soziale Zusammenhalt durch Informations- und 
Kommunikationstechnologien verändert. Dabei zeigte 
sich, dass die Auswirkungen der Digitalisierung für 
die verschiedenen sozialen und kulturellen Gruppen 

sehr unterschiedlich sind. Gleichzeitig kam zum Aus-
druck, wie sehr Digitalisierung zu einem integralen 
Bestandteil der sozialen Beziehungen der untersuchten 
Dörfer geworden ist. Alam & Imram (2015) konnten 
in Australien feststellen, dass Menschen mit Fluch-
terfahrungen die Integration in die Gesellschaft dann 
besser gelang, wenn sie Zugang zu digitalen Medien 
hatten. Eine digitale Kluft („digital divide“) erhöhte 
wiederum soziale Ungleichheit. 

Bedarf an Grenzgänger-kompetenzen

Es ist offensichtlich, dass die Grenzen zwischen den 
verschiedenen gesellschaftlichen Institutionen durch-
lässiger werden oder sich schrittweise verschieben. 
Charles Sabel sprach in diesem Zusammenhang bereits 
1991 von einer neuen Form von Meta-Organisation, 
die er bildhaft als „Moebius-Streifen-Organisation“ 
bezeichnete (vgl. Sabel 1991). In diesem Zusammen-
hang bildet sich seit einiger Zeit in verschiedenen 
gesellschaftlichen Bereichen ein neuer Management- 
bzw. Handlungstypus heraus, der sich als Grenzgänger 
beschreiben lässt (vgl. Endres 2008). Grenzgänger 
halten sich kontinuierlich in und zwischen verschie-
denen Organisationen und sozialen Netzwerken 
auf und arbeiten prozessorientiert. Dies bedeutet, 
dass sich ihre Aufgaben zunächst vornehmlich über 
kritische Ereignisse, etwa in Gestalt konkreter Her-
ausforderungen (z.B. Integration von Menschen mit 
Fluchterfahrungen in den Arbeitsmarkt) definieren. 
Folglich können sich Grenzgänger die zu lösenden 
Probleme nicht aussuchen, wohl aber die Strategien 
und Methoden ihrer Bewältigung, die wiederum stets 
mit konkreten Kooperations- bzw. Netzwerkpartnern 
verknüpft sind. Die Chancen von Grenzgängern liegen 
gerade darin begründet, dass sie - von einem kritischen 
Ereignis ausgehend - diejenigen Akteure aufsuchen, die 
am ehesten geeignet sind, die Lösungsfindung zu un-
terstützen. Hierdurch gelingt es, auch Anforderungen 
erfolgreich zu bewältigen, für die noch keine formalen 
Handlungsstrukturen vorliegen (vgl. Endres 2014).
Grenzgänger lassen sich als Phänomen in ganz unter-
schiedlichen Netzwerken empirisch nachweisen lassen. 
Placke unterscheidet zwischen institutionellen und in-
dividuellen Grenzgängern und weist ferner darauf hin, 
dass die Kompetenzen von Grenzgängern weitgehend 
dem Verständnis von „leading beyond authority“ der 
Common Purpose-Gründerin Julia Middleton entspre-
chen. Es geht darum, „jenseits der Grenzen formaler 
Autorität“ (Placke 2012, S. 216) Handeln zu begründen 
und Verantwortung zu übernehmen. So zeigt sich auf 
der Ebene der Einzelpersonen, dass Grenzgänger ins-
besondere Fähigkeiten zur Beziehungsgestaltung und 
zum Perspektivenwechsel erworben haben. 
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Fazit

1.  Erfolgreiche Netzwerkarbeit geht mit dem „Ma-
nagement von Spannungsverhältnissen“ einher. 
Damit sind sowohl interpersonale als auch inter-
organisationale Kompetenzen angesprochen. Stets 
geht es in der Sozialpolitik um Verständigungs-
prozesse und die Entwicklung von gemeinsamen 
Zielvorstellungen. Netzwerke sind zwar kein Kö-
nigsweg, bieten aber beachtliche Chancen, die in 
der sozialpolitischen Landschaft noch lange nicht 
ausgeschöpft sind. 

2.  Die digitale Transformation erreicht in großer 
Geschwindigkeit den Wohlfahrtsbereich. Nach-
barschafts-Plattformen wie „next.door“ aus San 
Francisco oder „betreut.de“ (ein Ableger der 
Google-Tochter „care.com“) finden sehr großen 
Anklang. Ob es um die Suche nach Tagesmüttern 
oder die Vorbereitung auf das Pflegeheim geht, ge-
ben diese Plattformen Antworten. Sie weisen auch 
auf Auffälligkeiten in der eigenen Nachbarschaft 
hin. Von den digitalen Plattformen zur Nutzbarma-
chung von Algorithmen ist es nur ein kurzer Weg. 
Facebook hat bereits in einigen Regionen der USA 
erprobt, auf welche Weise sich Suizidalität unter 
den Nutzern aufspüren lässt. Algorithmen kennen 
keine Gefühle und können nicht müde werden. Das 
ist ihr Vor- und Nachteil zugleich.  

3.  Das soziale Bayern ist sehr vernetzt. Angesichts der 
digitalen Transformation gelangen diese über viele 
Jahre positiv wirkenden Vernetzungen allerdings an 
ihre Grenzen. Die innovative Kraft des Netzwerkes 
der öffentlichen und freien Wohlfahrtspflege braucht 
neue strategische Allianzen. Diese wären durch die 
Kooperation mit Akteuren aus anderen Welten (z.B. 
Startups) denkbar. Ein Ansatzpunkt könnte ferner 
die Initiierung von Innovationsforen sein, an denen 
Macht-, Fach- sowie Prozesspromotoren beteiligt 
sind. Eine weiterreichende strategische Maßnahme 

Prof. Dr. Egon Endres
kath. Stiftungshochschule München
email: egon.endres@ksh-m.de
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könnte in der gezielten Ausgründung bzw. Etablie-
rung von Social Entrepreneur-Organisationen - ggf. 
in verschiedenen Regionen - liegen. Innovationsfo-
ren könnten entlang von Statuspassagen wie dem 
Übergang von Schule in Beruf oder dem von der 
Erwerbsarbeit in die Altersphase organisiert werden. 

4.  Der Wohlfahrtsbereich in Bayern vereint ein großes 
Potential an Einrichtungen, Diensten sowie Kos-
tenträgern. Diese beachtliche Marktmacht sollte 
nutzbar gemacht werden, um die digitale Transfor-
mation im sozialpolitischen Bereich nicht Amazon, 
Google u.a. zu überlassen. Die umfassenden Erfah-
rungs- und Wissenspotentiale des Wohlfahrtsbe-
reichs sind ein großer Schatz, den es im Sinne eines 
Qualitätsversprechens zu bündeln gilt. Obwohl es 
- anders als in der Wirtschaft - keine Budgets für 
Forschung und Entwicklung im Wohlfahrtsbereich 
gibt, sollte die Digitale Transformation im Sinne 
einer Gemeinwohlorientierung gestaltet werden. 
Das bedarf großer Anstrengungen und strategischer 
Allianzen in bislang nicht bekannter Dimension.

5.  Um es noch einmal auf den Punkt zu bringen: Die 
Landesarbeitsgemeinschaft der öffentlichen und 
freien Wohlfahrtspflege in Bayern hat in den letzten 
70 Jahren als beeindruckendes Netzwerk des Infor-
mationsaustausches und des Interessenausgleichs 
gewirkt. Jetzt steht die LAG Ö/F vor einer ihrer 
größten Herausforderungen. Dazu braucht es kein 
Mehr an Netzwerken, sondern gezielte strategische 
Vernetzungen und Mut 
bei den Verantwortlichen 
in den Verbänden und 
Kommunen. 
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Trennungen und Scheidungen sind 
gesellschaftlich längst nicht mehr 
stigmatisiert. Das ist gut so. Allein-
erziehende erfahren jedoch keine 
gleichberechtigte soziale und kul-
turelle Teilhabe. Und das ist nicht 
gut so. 

Immerhin erziehen etliche Men-
schen nach einer Trennung von der/
dem Partner*in ihren Nachwuchs 
zumindest weitgehend allein, in 
Bayern laut Landesamt für Statistik 
tun dies gut 209.000 Frauen und 
Männer und somit rund 16 Prozent 
der Familien mit Kindern (Stand 
2017); 86 Prozent der Alleinerzie-
henden sind weiblich. 

Einelternfamilien zählen zu den 
Bevölkerungsgruppen, die auch im 
grundsätzlich wohlhabenden Bayern 
besonders stark von Armut bedroht 
oder gar betroffen sind. Laut Bay-
erischem Sozialbericht gelten 36,7 
Prozent dieses Familientypus als 
armutsgefährdet (Stand 2015), lei-
der mit steigender Tendenz: 2011 
waren 33,1 Prozent Alleierziehende 
laut Sozialbericht materiell bedürf-
tig. Das bedeutet eine Steigerung 
von 3,6 Prozentpunkten innerhalb 
eines Zeitraums von vier Jahren. 
Zum Vergleich die Situation von 
Paarfamilien: Zwei Erwachsene mit 
einem Kind haben eine Armutsge-
fährdungsquote von 5.6 Prozent und 
zwei Erwachsene mit zwei Kindern 
eine von 6,7 Prozent (Stand 2015). 
Während Paarfamilien (Stand 2013) 
in Bayern über 107 Prozent des 
mittleren Nettoäquivalenzeinkom-
mens aller Haushalte verfügen, liegt 
selbiges in Haushalten von Alleiner-
ziehenden bei 72 Prozent.

37 Prozent der alleinerziehenden 
Mütter verfügen laut dem Bayeri-
schen Landesamt für Statistik über 
ein monatliches Einkommen bis 
unter 1500 Euro, während die allein-
erziehenden Väter zu mehr als vier 

Fünfteln über 1500 Euro für sich und 
ihre Kinder monatlich zur Verfügung 
hatten. Von denjenigen Alleinerzie-
henden, die ihren Lebensunterhalt 
durch Erwerbstätigkeit in Vollzeit 
verdienen, sind 40 Prozent Mütter, 
88 Prozent sind Väter. 

Vor dem Hintergrund dieser Zahlen 
lässt sich folgern: Nicht Kinder sind 
in Bayern ein Armutsrisiko, sondern 
die prekäre Situation vieler Haushal-
te von Einelternfamilien. 

Grundsätzlich gilt, dass Bedürftige 
weniger Bildungsangebote anneh-
men und nicht so oft an Kultur- und 
Freizeitaktivitäten teilnehmen. Diese 
Ausgrenzungserfahrungen machen 
Alleinerziehende und ihre Kinder 
und sie prägen oft ein Leben lang: 
Wer nicht zum eigenen Geburtstag 
einlädt, wird in der Regel auch nicht 
zu dem anderer eingeladen. Wer 
nicht am Schulausfl ug teilnehmen 
oder Mitglied im Turnverein sein 
kann, verpasst das identitätsstiftende 
Gefühl der Gemeinschaft.

Nicht selten verfestigt sich Armut 
und die mit ihr verbundene ver-
sagte Teilhabe über Generationen 
hinweg. Dies belegen Studien wie 
die AWO/ISS-Langzeitstudie zu 
Lebenslagen armer Kinder und Ju-
gendlicher. Problem und Ursachen 

sind also hinlänglich bekannt, an der 
Bekämpfung mangelt es allerdings 
nach wie vor. 

Maßnahmen wie erhöhter Unterhalt 
respektive Unterhaltsvorschuss so-
wie die Erhöhung des Entlastungs-
betrags für Alleinerziehende sind zu 
begrüßen. Doch diese Instrumente 
reichen bei weitem nicht, um Einel-
ternfamilien eine gleichberechtigte 
soziale und kulturelle Teilhabe zu 
ermöglichen.

Um beim Entlastungsbeitrag zu blei-
ben: Dieser muss in einer Weise 
dynamisiert werden, dass er zum 
Äquivalent des Ehegattensplittings 
wird. Kindergeld wiederum sollte 
nicht länger auf SGB II-Leistungen 
oder Unterhaltsvorschuss angerech-
net werden.

Mittelfristig wäre die Einführung 
einer einkommensabhängigen Kin-
dergrundsicherung eine sinnvolle 
Lösung, die gerade Alleinerziehen-
den und ihrem Nachwuchs ein Stück 
finanzielle Stabilität garantieren 
würde. Selbstverständlich werden 
fl ächendeckend Betreuungsangebote 
benötigt, die es Einelternfamilien 
ermöglichen, Vollzeit zu arbeiten, 
wenn sie das wünschen. Momentan 
scheitert eine solche Beschäftigung 
oft daran, dass Alleinerziehenden 
für ihre Kinder morgens, am späten 
Nachmittag oder in den Ferien keine 
Betreuung zur Verfügung steht.

Es gibt unterschiedliche Gründe, 
weshalb Frauen oder Männer ihre 
Kinder alleine erziehen müssen oder 
wollen. Es ist die Pfl icht des Staats, 
ihnen zu gesellschaftlicher Gleich-
berechtigung zu verhelfen.

Brigitte Protschka
Stellvertretende Landesvorsitzende der 

Arbeiterwohlfahrt in Bayern

Alleinerziehende nicht alleine lassen
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Vernetzungstagung zur Einführung 
der ergänzenden unabhängigen 
Teilhabeberatung (EUTB-Dienste) in Bayern 

Vernetzungstagung
Anfang April haben sich über hun-
dert Fachleute in den Räumlichkei-
ten des Bayerischen Staatsministeri-
ums für Arbeit, Familie und Soziales 
getroffen, um aktuelle Informatio-
nen zur „Ergänzenden unabhängi-
gen Teilhabeberatung“ zu erhalten. 
Veranstaltet wurde die Tagung durch 
die Freie Wohlfahrtspfl ege Bayern, 
die LAG Selbsthilfe und das Baye-
rische Sozialministerium. Mit den 
sog. EUTB-Diensten wird ein neues 
ergänzendes Beratungsangebot für 
Menschen mit Behinderungen in 
Bayern installiert. Sozialministe-

rin Kerstin Schreyer wies in ihrem 
Statement darauf hin, dass sie gro-
ßen Wert auf die Verzahnung der 
EUTB-Beratungsstellen mit dem 
bestehenden Beratungsnetzwerk in 
Bayern legt. Brigitte Meyer, Vize-
präsidentin des Bayerischen Roten 
Kreuzes und Vorsitzende der Freien 
Wohlfahrtspfl ege Bayern, betonte, 

dass die neuen Dienste eine Lücke 
in der Peer-Beratung schließen kön-
nen. Die Beratung von Betroffenen 
durch Betroffene ist ein wichtiger 
Bestandteil, gerade im Hinblick auf 
die Neuerungen, die für die Einglie-
derungshilfe im Rahmen der Umset-
zung des Bundesteilhabegesetzes 
erwartet werden.

Die Veranstaltung war auch als Platt-
form für Vernetzung angedacht. Die-
se Plattform wurde intensiv genutzt, 
denn in den einzelnen Workshops 
und im Plenum wurde lebhaft dis-
kutiert und es wurden gute Ideen 
entwickelt.

hintergrund zur entstehung 
des neuen Beratungsangebots

Mit dem neuen Bundesteilhabe-
gesetz wurde, neben dem Umbau 
des Eingliederungshilfesystems zur 
personenzentrierten Leistung und 
Stärkung der Selbstbestimmung, ein 
neues Beratungsinstrument geschaf-

fen, der sogenannte Beratungsdienst 
„Ergänzende unabhängige Teilhabe-
beratung“, kurz EUTB.

Ab 2018 wurden bundesweit rund 
500 Beratungsstellen eingerichtet. 
Dem Gesetzgeber war vor allem die 
Unabhängigkeit des Dienstes wich-
tig, so dass die Freie Wohlfahrts-
pflege anfangs aus dem Prozess 
mehr oder weniger ausgeschlossen 
wurde. Hier wollte die Politik insbe-
sondere den Selbsthilfe-Verbänden 
entgegenkommen, da sie für ihre 
Belange keine geeignete Beratungs-
struktur vorgefunden haben. Für 
manche Bundesländer traf dies zu, 
in Bayern ist jedoch die ambulan-
te Beratungslandschaft traditionell 
schon immer stärker gefördert und 
ausgebaut worden. Manch eine Be-
ratungsstelle feiert bereits ihr 30-jäh-
riges Bestehen. Momentan gibt es 
in Bayern fl ächendeckend ca. 380 
Beratungsstellen für Menschen mit 
geistiger, körperlicher, seelischer 
Behinderung und Suchterkrankung, 
die sowohl von Selbsthilfeorganisa-
tionen als auch von den Trägern der 
Freien Wohlfahrtspfl ege angeboten 
werden. 

Neue Beratungsstellen in Bayern
Nun kommen mit den EUTB-Diens-
ten in Bayern noch weitere 85 Bera-
tungsdienste hinzu, die von Verbän-
den der Selbsthilfe und der Freien 
Wohlfahrtspfl ege betrieben werden, 
häufi g in Kooperationspartnerschaft. 
Natürlich gibt es bei der Einführung 
eines neuen Angebots immer viele 
Fragen und Anlaufschwierigkeiten, 
die mithilfe dieser Veranstaltung 
aufgegriffen und geklärt werden 
sollten. 

BRK-Vizepräsidentin Brigitte Meyer (Mitte) und Simone Kern, BRK (rechts)  im Gespräch 
mit Kristina  Biburger, Landesbehindertenrat (links).
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Teilnehmende an den verschiedenen Workshops.                                                                                       Alle Fotos: Bayerisches Rotes Kreuz

Neben einer Vertreterin der Teilha-
bestelle, die für die Antrags – und 
Verwendungsnachweise in Berlin 
zuständig ist, stand auch der zu-
ständige Abteilungsleiter des Bun-
desministeriums für Arbeit und So-
ziales, Herr Polczyk, für Fragen der 
Teilnehmenden zur Verfügung, da 
die letztendliche Verantwortung der 
Durchführung des Angebots beim 
Bundesministerium liegt. 

Fazit der Vernetzungstagung 
und ausblick

Das Ziel der Vernetzungstagung 
wurde erreicht, da die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter der EUTB-
Dienste die Möglichkeit zum Ken-
nenlernen und  zur Vernetzung aktiv 
genutzt  und ihre Fragen und Umset-
zungsprobleme mit den  Ansprech-
partnern der zuständigen Stellen 
direkt geklärt haben. Herr Polczyk 
hat als Vertreter des Bundesministe-
riums für Arbeit und Soziales einen 
Blick in die Zukunft gewagt, da die 
Finanzierung des neuen Beratungs-
angebotes als Projekt nur auf fünf 
Jahre begrenzt ist. Er konnte leider 
noch keine Antwort darauf geben, 

wie nach 2023 die Finanzierung 
der Beratungsstellen weiterlaufen 
soll. Eine Aufgabe der Verbände ist 
daher die weitere Lobbyarbeit, um 
die Finanzierung auch nach 2023 
zu sichern.

Ansprechpartnerin: 
Simone Kern, Bayerisches Rotes Kreuz - 
Landesgeschäftsstelle
Teamleiterin Behindertenhilfe und 
Sozialpsychiatrie
kern@lgst.brk.de

- Anzeige -
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Migration kommt allen zugute!
landes-caritasverband Bayern veröffentlicht Studie über Migration und entwicklung in Deutschland.

Deutschland blickt auf eine jahrzehn-
telange Einwanderungsgeschichte 
zurück! Das ist keine neue, aber 
dennoch eine der wichtigsten Fest-
stellungen aus der Veröffentlichung 
„Gemeinsam Heimat sein!“, die Mit-
te Mai vom Landes-Caritasverband 
Bayern veröffentlicht wurde. Im 
Nachgang zur Europawahl 2019 
will die Caritas mit der Publikation 
die zukünftigen Abgeordneten des 
EU-Parlaments dazu auffordern, 
diese Realität zu berücksichtigen 
und die notwendigen Maßnahmen zu 
ergreifen, um eine europaweite So-
lidargemeinschaft zu ermöglichen.

Die deutsche Veröffentlichung ist 
eine von zwölf europäischen Pub-
likationen aus der Reihe „Common 
Home“ und will das Bewusstsein für 
die positiven Aspekte der Migration 
in Deutschland, unserer Region und 
ihre Beziehung zu einer nachhalti-
gen internationalen Zusammenarbeit 
schärfen.

Aufbauend auf der langjährigen Er-
fahrung des Caritas-Netzwerks, das 
mit Migranten und Flüchtlingen in 
ganz Europa und darüber hinaus 
zusammenarbeitet, formuliert diese 
Publikation unsere Vision von Mig-
ration und Entwicklung:
1) Diskriminierung und Fremden-

feindlichkeit verhindern!
2) Gewährleistung des Schutzes 

aller Migranten und Flüchtlinge 
durch die Menschenrechte.

3) Anwendung und Durchsetzung 
des Arbeitsrechts, der Normen 
für menschenwürdige Arbeit so-
wie des Arbeits- und Gesund-
heitsschutzes für alle Migranten.

4) Ersetzung des negativen Diskur-
ses durch eine zutreffende und 
positive Erzählung über Migra-
tion.

5) Ausbau sicherer und legaler 
Wege der Migration.

6) Verstärktes Engagement der 

Städte und lokalen Akteure bei 
der Integration.

7) Stärkung und Ermöglichung der 
Teilnahme von Migranten und 
Flüchtlingen in der lokalen Ge-
meinschaft und Städten sowie am 
politischen Dialog.

8) Bewältigung der Fluchtursachen.
9) Verbesserung der Datenerhe-

bung und Wissensbestände zur 
Stärkung des Zusammenhangs 
zwischen Migration und Ent-
wicklung.

10)Stärkung des deutschen Engage-
ments für die regionale, nationale 
und ganzheitliche menschliche 
Entwicklung im Ausland.

In ganz Europa sorgen Migranten 
jetzt und in Zukunft durch ihre 
Arbeitskraft für wirtschaftliches 
Wachstum. Die Caritas ist sich der 
Herausforderungen der Migration 
bewusst und ruft Institutionen, Ent-
scheidungsträger und die Zivilgesell-
schaft in Deutschland und Bayern 
dazu auf, Hindernisse zu beseitigen, 
damit auch Migranten zur integralen 

menschlichen Entwicklung aller bei-
tragen können.

Gemeinsam Heimat sein - Der Zu-
sammenhang zwischen Migrati-
on und Entwicklung am Beispiel 
Deutschland ist kostenlos online 
unter www.caritas-bayern.de/mind 
in deutscher und englischer Sprache 
abrufbar. Die Publikation ist Teil des 
MIND-Projekts, an dem die Caritas-
Organisationen in Österreich, Bayern 
(Deutschland), Bulgarien, Tschechi-
sche Republik, Niederlande, Belgien, 
Italien, Portugal, Slowakei, Slowe-
nien, Schweden und Caritas Europa 
beteiligt sind und wird finanziert von 
der Europäischen Kommission (GD 
DECVO). 

Ansprechpartnerin beim Landes-
Caritasverband Bayern ist Silvia 
Karl (silvia.karl@caritas-bayern.de). 
Eine Veröffentlichung von Caritas 
Europa, die das Thema Migration 
und Entwicklung auf europäischer 
Ebene beleuchtet, wird im Herbst 
dieses Jahres erscheinen.
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#Wir hilft – aktionswoche zur Selbsthilfe
„Für eine Selbsthilfegruppe bin ich 
doch noch viel zu jung.“ – Das war 
die erste Reaktion von Felix auf den 
Vorschlag eine Selbsthilfe-Gruppe 
zu besuchen, nachdem er die Diag-
nose Krebs erhielt. Er ist froh, seine 
Vorurteile hinter sich gelassen zu 
haben, erzählt der 26-Jährige im 
Blog www.wir-hilft-blog.de. Der 
Blog ging pünktlich zur Selbsthilfe-
Aktionswoche online.
Unter dem Motto „Wir hilft“ veran-
staltete der Paritätische Wohlfahrts-
verband vom 18. bis 26. Mai 2019 
eine Aktionswoche zur Selbsthilfe 
mit vielen Aktionen an verschie-
denen Orten in ganz Bayern. Das 
Programm reichte von der Lesung in 

der Fußgängerzone in verschiedenen 
Städten Mittelfrankens, über das po-
litische Gespräch in Bayreuth bis hin 
zum Poetryslam in Regensburg mit 
Tobi Katze „Von meiner Depression 
hätte ich mehr erwartet“.
„Wir wollen zeigen, welchen Wert 
Selbsthilfe für den einzelnen Men-
schen und für die Gesellschaft als 
Ganze hat, und wie bunt die Selbst-
hilfelandschaft in Bayern ist“, so 
Margit Berndl, Vorstand des Pari-
tätischen in Bayern. Es geht darum, 
Erfahrungen zu teilen, Anregungen 
zu geben, zu informieren – und zu 
unterhalten.
Viele der rund 800 Mitgliedsor-

ganisationen des Paritätischen in 
Bayern haben ihre Wurzeln in der 
Selbsthilfe, der Selbstbestimmt-Le-
ben- oder der Frauenbewegung. Für 
den Paritätischen ist Selbsthilfe eine 
gelebte Form des Bürgerschaftlichen 
Engagements und damit wesentlich 
für den gesellschaftlichen Zusam-
menhalt.

Bereits 1987 eröffnete der Paritä-
tische in eigener Trägerschaft eine 
Selbsthilfekontaktstelle in Unter-
franken sowie die Kontakt- und 
Informationsstelle für Selbsthilfe in 
Regensburg (KISS). Dem vorausge-
gangen war ein ganz lebendiges, un-
sere Gesellschaft veränderndes Jahr-
zehnt, das seitdem seines gleichen 

sucht. Die 80er waren geprägt von 
den vielen sozialen Bewegungen – 
der Frauenbewegung, der Friedens-, 
der Ökologie-, der Anti-Atomkraft-, 
der Homosexuellenbewegung. In 
dieser Zeit entstanden auch viele 
Selbsthilfegruppen zu sozialen An-
liegen und zu gesundheitlichen Fra-
gestellungen. Das soziale Klima war 
gekennzeichnet von dem Wunsch 
nach Emanzipation, Empowerment 
und Selbstorganisation. Die gesund-
heitliche Selbsthilfe hatte das Ziel, 
wegzukommen von einem paterna-
listisch empfundenen Fürsorgesys-
tem hin zu einer partnerschaftlichen 
Kooperation auf Augenhöhe.

Der Paritätische unterstützt die in 
der Selbsthilfe tätigen Mitglieds-
organisationen gegenüber Politik, 
Verwaltung und Kostenträgern. Als 
einziger Wohlfahrtsverband ist der 
Paritätische eine der vier Selbst-
hilfesäulen mit festem Sitz in den 
Vergabe- und Abstimmungsgremien 
zur Förderung von Selbsthilfeorga-
nisationen durch Krankenkassen und 
Sozialministerium. 
Der Verband setzt sich für eine 
fl ächendeckende Versorgung durch 
Selbsthilfeinfrastrukturen ein. Da-
neben ist uns eine inhaltliche Fort-
entwicklung der Förderprinzipi-
en sehr wichtig. Nur so bleibt die 
Selbsthilfebewegung zukunftsfähig. 

Das gilt vor allem mit Blick auf die 
jüngere Generation, für die es neue 
Konzepte braucht, um sie für die 
Selbsthilfe zu gewinnen. Der Pa-
ritätische setzt sich mit Nachdruck 
dafür ein, dass auch Gruppen aus 
der sozialen Selbsthilfe gefördert 
werden.

„Natürlich wollten wir mit der Ak-
tionswoche auch Menschen moti-
vieren, selbst aktiv zu werden“, so 
Margit Berndl abschließend. Felix‘ 
Fazit: „Versuch es mal mit einer 
Selbsthilfegruppe, ich habe dort tolle 
Erfahrungen gemacht. Und glaub ja 
nicht, dass es dort so ist, wie man es 
in Filmen sieht!“

abonnieren Sie unseren Blog: www.wir-hilft-blog.de
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f.i.t. geht in die nächste Runde 
Es war ein großer Erfolg: Über 
60 Projekte wurden im Rahmen 
des 2011 gegründeten f.i.t-Pro-
gramms ausgezeichnet. Insgesamt 
3 Millionen Euro landeskirch-
licher Mittel standen zur Verfü-
gung,  um Projekte zu fördern, die 
gemeinsam von einer Kirchenge-
meinde und einer diakonischen 
Einrichtung realisiert wurden: 
In Ballungszentren, Kleinstädten 
und im ländlichen Raum haben 
sich Kirchengemeinden und dia-
konische Träger für Alleinerzie-
hende, Jugendliche, Menschen 
mit Migrationshintergrund und äl-
tere Menschen eingesetzt. Bis heute 
sind die meisten Projekte erfolgreich 
und haben sich etabliert. 

Dieser Schwung der f.i.t-Initiative 
wurde mit dem Projekt f.i.t. 2 auf-
gegriffen und weiter getragen. Bei 
dem von Evangelisch-Lutherischer 
Kirche in Bayern und dem Diakoni-
sche Werk Bayern ins Leben geru-
fene „f.i.t 2 Label“ können sich die 
Interessenten allerdings nicht selbst 
bewerbe. Sie werden vielmehr von 
Personen aus Diakonie und Kirche 
vorgeschlagen. Diese Vorschläge 
können von Leiterinnen und Leitern 
einer diakonischen Bezirksstelle, 
Dekanen und Dekaninnen, aber auch 

von anderen ehren- oder hauptamt-
lichen Mitarbeitenden eingereicht 
werden.  

Jährlich werden drei Gemeinden aus-
gezeichnet, deren f.i.t-2-Projekt mit 
einem Preisgeld von jeweils 5.000 
Euro unterstützt wird. Besonders 
preisverdächtig sind solche Initiati-
ven, bei denen ein enges Miteinander 
von Gemeindearbeit und Diakonie 
sichtbar wird und die beispielgebend 
für andere wirken können. 

Ausgezeichnet wurden in der ers-
ten Runde von f.i.t.2 die Projekte 
„Auf Rädern zum Essen“ aus 
Kulmbach, einem gemeinsamen 
Mittagstisch für Ältere, der von 
Kirche und Diakone gemeinsam 
organisiert und getragen wird, der 
„Kids-Treff Neue Heimat“ der 
Nikodemus-Gemeinde aus Bay-
reuth mit Kinderaktivspielplatz 
und Jugendtreff sowie Kreativan-
geboten, Lernhilfe und Hausauf-
gabenbetreuung sowie täglich 
einem kostenlosen Mittag- und 
Abendessen, und die Initiative 

„Nachbarschaftshilfe im Zwiesel-
grund“ in Schwabach.  Alle Preis-
träger erhalten neben dem Preisgeld 
eine f.i.t-2-Plakette, mit der sie das 
ausgezeichnete Projekt auch von 
außen kennzeichnen können. 

Auch im Jahr 2019 können Projekte 
für das f.i.t.2-Label vorgeschlagen 
werden, Vorschlagsfrist endet am 
31. Juli 2019. Weitere Informationen 
rund um f.i.t finden sich auch im 
Internet unter www.fit-projekte.de. 
Hier lassen sich auch die zahlreichen 
Projekte aus der ersten Phase von 
f.i.t. einsehen.

www.fit-projekte.de


